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I. I N T E R N A T I O N A L E V E R H A N D L U N G E N 
1. U N - W E L T F R A U E N K O N F E R E N Z UND F O R U M 85 
Im Juli 1985 fand in Nairobi/Kenia die Schlusskonferenz über das UNO-Jahr-
zehnt für die Frau statt. Ein an der Konferenz verabschiedetes Strategiepa-
pier hält Massnahmen fest, wie die Situation der Frau bis ins Jahr 2000 ver-
bessert werden soll. Gleichzeitig fand nebst der von offiziellen Regierungsver-
tretungen veranstalteten UN-Frauenkonferenz ein Forum privater Organisa-
tionen statt, wo mehr als 13 000 Frauen aus aller Welt ihre Lage diskutierten. 
Die Schweiz war an beiden Treffen vertreten. 
Die Eröffnungskonferenz zum UNO-Jahrzehnt der Frau fand 1975 in Mexiko 
statt. Der Entschluss, eine Weltkonferenz zum Internationalen Jahr der Frau 
1975 durchzuführen, wurde im Frühl ing 1974 aufgrund einer Resolution des 
UN-Wirtschafts- und Sozialrates (ECOSOC) gefasst. Im Herbst 1975 nahm 
die UN-Generalversammlung die Empfehlungen der Weltfrauenkonferenz 
von Mexiko an und erklärte die Jahre 1976-1985 zum "UNO-Jahrzehnt der 
F rau" mi t den Leitthemen Gleichberechtigung, Entwicklung und Frieden. 
1975 in Mexiko war es das erstemal, dass sich eine Weltkonferenz mi t der 
Rolle der Frau in der Gesellschaft befasste. 1980 zog in Kopenhagen eine 
zweite Weltfrauenkonferenz Zwischenbilanz. Bereits damals liefen nebst den 
off iziel len Regierungstreffen private NGO-Forums. 
V o m 15. bis 27. Jul i 1985 diskut ierten und analysierten Delegierte aus 157 
Ländern die im Jahrzehnt der Frau verzeichneten Erfolge und Rückschläge 
in den Bemühungen fü r die Gleichberechtigung der Frau. Die Konferenz 
stand wieder unter den Leitthemen Gleichberechtigung, Entwicklung und 
Frieden, sowie den Themen Beschäftigung, Gesundheit und Erziehung. 
Bei der Konferenzeröffnung forderte UN-Generalsekretär Peröz de Cuöllar 
die Delegationen auf, ihre Differenzen in Prozedurfragen zu überwinden, da-
mit die Konferenz einen guten Anfang nehmen und zu positiven Ergebnissen 
führen könne. Politische Auseinandersetzungen sollten nicht wie 1975 in 
Mexiko die Konferenz an den Rand des Scheiterns führen. Man einigte sich 
nach langen Debatten und auf Druck der westlichen Länder auf das Vorge-
hen der Annahme durch Konsens. Tatsächlich verabschiedete die Konferenz 
von Nairobi durch allgemeinen Konsens ein Dokument mi t dem Titel "Vor -
wärtsstrategie" mi t Postulaten über die Besserstellung der Frau bis ins Jahr 
2000. 
Eine wichtige Aufgabe der Konferenz nebst der Ausarbeitung des Strategie-
papiers war die Diskussion von Resolut ionsentwürfen; 108 wurden präsen-
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t ier t , wovon 81 auf Kommissionsebene angenommen wurden und der UNO-
Generalversammlung zur Entscheidung vorgelegt werden. 
Das Strategiepapier 
Das Strategiepapier behandelt in über 300 Paragraphen die Kapitel Gleich-
heit, Entwick lung, Frieden, Spezialthemen und internationale und regionale 
Zusammenarbeit. Es hält fest, dass besondere Anstrengungen notwendig sind, 
um die Diskr iminierung der Frau zu überwinden und die Frauen in einen 
Entwicklungsprozess einzubeziehen, der sich an den Zielen der Neuen Welt-
wir tschaftsordnung orient iert . Friede und das Recht der Völker auf Selbst-
bestimmung nennt das Papier als Voraussetzung fü r die Verwirk l ichung der 
Rechte der Frauen. 
Das Papier gibt der Hof fnung Ausdruck, den Analphabetismus, von dem zur 
Mehrheit Frauen betrof fen sind, bis ins Jahr 2000 zu beseitigen. Die Regie-
rungen werden aufgerufen, auf Gesetzesebene alle Voraussetzungen fü r die 
Gleichberechtigung im Zugang zu Bildung und Informat ion fü r die rund 2,4 
Mil l iarden Frauen auf der Welt zu schaffen. 
Ausdrückl ich heisst es im Papier, die Frauen sollen künf t ig Zugang zu allen 
Berufen erhalten. Der Grundsatz gleicher Lohn für gleichwertige Arbei t 
müsse verwirk l icht werden (1). 
Für die Verwirk l ichung der Besserstellung der Frauen sei entscheidend, dass 
Frauen stärker in den polit ischen Entscheidungsgremien ihrer Länder vertre-
ten seien. Die Konferenz sprach sich dafür aus, dass künf t ig Hausfrauenarbeit 
sowie alle anderen Formen unbezahlter weibl icher Arbei t mi t in die volks-
wirtschaft l iche Gesamtrechung aufgenommen werden. 
Die Regierungen werden aufgerufen, u.a. auf dem Gebiet der Gesundheit und 
der Ernährung den Frauen mehr Verantwortung zu übertragen und eine gute 
Bildung zu garantieren, damit Frauen auch hohe Positionen mi t Entschei-
dungsmacht einnehmen können. 
Das Kapitel Frieden des Strategiepapiers besagt, dass ohne die Beteiligung 
der Frauen an den Entscheidungen auf nationaler und internationaler Ebene 
kein dauerhafter und universeller Friede erreicht werde. Voraussetzung fü r 
Frieden und Gerechtigkeit sei das Selbstbestimmungsrecht der Völker. Weiter 
forder t das Papier einen besseren juristischen und inst i tut ionel len Schutz der 
Frauen vor Gewalt in Familie und Gesellschaft. 
Den unterprivi legierten armen Frauen auf dem Lande und weiteren Spezial-
themen w idmet das Strategiepapier ein eigenes Kapitel . Um die Verarmung 
auf dem Lande zu stoppen, forder t die Konferenz von den Regierungen 
Massnahmen und Garantien, dass Frauen Zugang zu Boden und Krediten 
erhalten, um in eigenem Namen wirtschaften zu können. Dieses Kapitel be-
handelt weiter die Themen: Frauen im Alter, junge Frauen, misshandelte 
Frauen/Frauenhandel, Frauen und Kinder als Flüchtl inge. 
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Umstrittene Paragraphen 
Zahlreiche polit ische Fragen führ ten zu langen Debatten, und über vier Para-
graphen wurde abgestimmt, wei l kein Konsens gefunden werden konnte. Es 
waren dies die Paragraphen über die Verurtei lung der Notlage der Palästinen-
serinnen, die Verurtei lung der Apar theidpol i t ik in Südafrika und das Ergrei-
fen von Sankt ionen, die Verurtei lung von Embargos und protektionist ischen 
Massnahmen gewisser Industrieländergegen einzelne Entwicklungsländer 
(USA — Nicaragua). Schliesslich wurde über einen Pragraphen abgestimmt, 
welcher einige entwickelte Staaten beschuldigt, die Einrichtung einer Neuen 
Weltwirtschaftsordnung zu behindern. 
Die Schweiz enthiel t sich wie die meisten entwickelten Länder in sämtlichen 
Abst immungen der St imme. 
In Nairobi wurde beschlossen, im Jahr 2000 eine weitere Weltfrauenkonfe-
renz und dazwischen mindestens eine weitere Frauengeneralkonferenz abzu-
halten. 
Die Haltung der Schweiz 
Die Schweizer Delegation an der UN-Weltfrauenkonferenz stand unter der 
Leitung von Bundesrätin Elisabeth Kopp (2). Die Delegation hatte sich in 
Zusammenarbeit mi t 8 Bundesämtern und zahlreichen schweizerischen 
Frauenorganisationen auf die Konferenz vorbereitet. 
Die Schweiz setzte sich in Nairobi hauptsächlich dafür ein, dass die Garantie 
der Menschenrechte als zentrale Forderung im Interesse der Frau im Strate-
giepapier ausdrücklich erwähnt wurde. Weitere Vorstösse machte die Schwei-
zer Delegation in den Bereichen Gesundheit, Frau und Arbeitswelt , Bildung 
und Entwicklungspol i t ik . Sie brachte zwei Resolutionen ein. Die erste zur 
Senkung der Müttersterbl ichkeit und gegen gesundheitsschädigende tradi t io-
nelle und moderne Eingriffe an Frauen (wie etwa die Beschneidung junger 
Mädchen in gewissen Ländern Afr ikas). Die zweite setzt sich ein fü r die 
Frauen als Opfer von kriegerischen Auseinandersetzungen und ru f t die Regie-
rungen auf, die Ratif izierung der Konventionen von Genf und deren Zusatz-
protokol le voranzutreiben. Die erste Resolution wurde auf Kommissions-
ebene gutgeheissen; die zweite konnte aus Zeitgründen nur vorgetragen wer-
den. Beide Resolutionen werden an der UN-Generalversammlung vom 
Herbst 1985 behandelt, wo die Schweiz als Nicht-UNO-Mitgl ied nicht mehr 
Stellung nehmen kann. 
Die Delegationsleiterin ging in ihrem Referat weiter ein auf Förderungsmass-
nahmen fü r die Frau in der Arbeitswelt. Kernpunkt solcher Förderungspro-
gramme sollten Ausbildungs-, Weiterbildungs- und Wiedereinstiegsprogramme 
sein. Die Arbeitszeit müsse den Bedürfnissen der Frauen angepasst werden, da 
Frauen die Doppelbelastung von Familie und Beruf zu tragen hätten. Mit be-
sonderer Aufmerksamkei t müssten die Einführung neuer Technologien und 
deren Auswirkungen auf die Situation der Frauen untersucht werden. 
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Indirektes Ergebnis des UNO-Jahrzehnts der Frau ist ein Merkblat t mi t 
Richtl inien fü r schweizerische Entwicklungsprojekte, welches im Anschluss 
an die Konferenz von Kopenhagen herausgegeben wurde. Die Projekte sollen 
künf t ig daraufhin geprüft werden, ob die Frauen in den betroffenen Gebie-
ten in die Projekte einbezogen wurden und ob die Projekte nicht negative 
Wirkungen auf die Frauen haben könnten. 
FORUM 85 
A m Forum der nichtstaatl ichen Frauenorganisationen, welches fast zeitgleich 
(10. bis 19. Jul i 1985) mi t der off iz iel len UN-Konferenz ebenfalls in Nai-
robi stat t fand, debatt ierten über 13 000 Frauen und zogen aus ihrer Sicht 
Bilanz über das Frauenjahrzehnt. Auch hier stellten einige Staaten (USA und 
weitere) für ihre Teilnahme die Bedingung, das Forum sollte " u n p o l i t i s c h " 
sein, was es aber, ebenso wie die UN-Konferenz, nicht sein konnte. 
Ein vielfältiges Angebot an Workshops und Arbeitsgruppen bot den Frauen 
aus der ganzen Welt Gelegenheit, über ihre Situat ion zu berichten und Kon-
takte zu schaffen. Dabei war die Gleichberechtigung der Frauen in allen 
Gesellschaften gemeinsames Thema. Verlangt wurde u.a. die wir tschaft l iche 
Besserstellung der Frauen, die Abschaffung von Gewaltregimes, welche 
Frauen und Männer unterdrückten, wie namentl ich die Apartheid in Süd-
afr ika. Zentrales Thema war auch die Friedensarbeit. Als Voraussetzung fü r 
die Gleichberechtigung der Frau wurde die Achtung der Frau und die Würdi-
gung der Leistungen, die sie in den heutigen Gesellschaften vol lbr ingt , ver-
langt. 
Es gab am Forum 85 in Nairobi im Gegensatz zu den Treffen in Mexiko und 
Kopenhagen, wo Teilnehmerinnen aus dem Norden die Diskussionen domi-
nierten, ein Gleichgewicht zwischen Frauen aus dem Norden und dem Süden. 
Die Diskussionen zeigten, dass die im letzten Jahrzehnt in den Vordergrund 
getretenen Probleme wie Umweltzerstörung, Mil i tarisierung, A tomwaf fen-
versuche und neue Technologien Frauen in Nord und Süd gleichermassen 
betreffen. 
Das Abdrängen von Frauen aus dem Arbei tsmarkt in die Erwerbslosigkeit 
durch die ökonomische Krise beschäftigte die Frauen in zahlreichen Arbeits-
gruppen. Unterbewertete, unbezahlte und ausgebeutete Frauenarbeit erwies 
sich in vielen Analysen als Schlüssel zur globalen Funktionsweise der Frauen-
benachteiligung und -Unterdrückung. 
Merkmal des Forums 85 war im Gegensatz zum Anfang der Frauendekade 
ein globaler Denkansatz: Das neue Selbstverständnis der Frau geht über indi-
viduelle Emanzipation hinaus und umfasst Feminismus im erweiterten, gesell-
schaftlichen Sinn. Das Forum definierte Feminismus als Problemlösungsstra-
tegie gegen die Unterdrückung der Frau in allen ihren Formen. 
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Der unmittelbare Nutzen des Forums lag darin, dass internationale Netzwerke 
ihre Strategien und Akt ionen in Zukun f t besser koordinieren und erweitern. 
Mot to des Forums 85 war " K o n t a k t " . 
Aus der Schweiz nahmen 14 Vertreterinnen von verschiedenen Organisatio-
nen (Frauen fü r den Frieden, OFRA, Eidg. Kommission fü r Frauenfragen, 
Entwicklungsorganisationen, katholische und protestantische Frauen u.w.) 
tei l . Der Bund hat mi t dem Ziel , die Zusammenarbeit mi t Vertreterinnen von 
NGO's in der Dri t ten Welt zu verstärken, fü r 11 Frauen aus 9 Entwicklungs-
ländern die Kosten für die Teilnahme am Forum übernommen. 
Anmerkungen 
1) "Frauen machen die Hälfte der Weltbevölkerung aus, stellen 1/3 der registrierten Ar-
beitskräfte, leisten 2/3 aller Arbeitsstunden, erhalten 1/10 des Welteinkommens, besit-
zen weniger als 1 % des Eigentums, stellen zwei von drei Analphabeten" (UNO-Frauen-
konferenz, Kopenhagen, Juli 1980). 
Die Lohn- und Gehaltserhebung des BIGA vom Oktober 1984 zeigt für die Schweiz, 
dass der Verdienst der Arbeiterinnen in Industrie und Gewerbe im Durchschnitt für 
gleichwertige Arbeit 66,88 % desjenigen der Männer beträgt. 
2) An der ersten Weltfrauenkonferenz 1975 in Mexiko gab es in der Bundesverwaltung 
noch keine Frau, die rangmässig hoch genug eingestuft war, um die Delegation aus der 
Schweiz leiten zu können, die Aufgabe wurde dem Botschafter in Mexiko übertragen. 
1980 in Kopenhagen konnte diese Aufgabe die erste Schweizerin mit Botschaftertitel, 
Francesca Pometta, übernehmen. 
Quellen: 
Nations Unies, Service de l'lnformation, Communiques de presse de la Conference, 
15 au 29 Juillet 1985. 
Nations Unies, Semaine Internationale Nos 27, 28 et 30 1985. 
EDA-Pressemitteilung 3.7.1985. 
epd-Entwicklungspolitik, Frankfurt 15/16/1985 (August). 
i3w-Aktuell Nr. 6/85. 
i3m-Actualites No 4/85 (Aoüt). 
Der Bund vom 27.7.1985. 
NZZ und TA vom 17.7. und 2.8.1985. 
Le Matin 1.8.1985. 
2. U N - K O N F E R E N Z UEBER DIE N O T S I T U A T I O N IN A F R I K A 
Die UN-Vollversammlung verabschiedete im Herbst 1984 eine Resolution, 
wonach mit allen Mitteln der Notstandssituation in 20 Ländern Afrikas be-
gegnet werden sollte. Eine Sonderkonferenz vom 11./12. März 1985 in Genf 
appellierte an die Geberländer, zusätzliche materielle Soforthilfe für die Not-
standsgebiete in Afrika zu leisten. 125 Länder nahmen an der Konferenz teil. 
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Der Leiter der Schweizer Delegation, Botschafter Fritz R. Stähelin, versprach 
für 1985 mehr als 300 Mio Franken Soforthilfe für die Hungernden in Afri-
ka, betonte aber, dass die Schweiz vor allem an langfristigen Lösungen inte-
ressiert sei. Internationale Zusammenarbeit und die Koordination der Hilfs-
massnahmen seien absolut notwendig. 
Weite Teile Afr ikas leiden seit Jahren an Unterentwicklung. Fehlgeleitete 
Wirtschafts- und Sozialpol i t ik, interne und zwischenstaatliche Konf l i k te , die 
sich verschlechternde Weltwirtschaftslage und ein zunehmendes Nord-Süd-
Gefälle Messen viele afrikanische Länder in ihrer Entwicklung zurück. Die 
lang anhaltende Trockenhei t führ te zu einer grossen Dürrekatastrophe und 
traf vor allem die Sahelzone. Folge waren Hungersnot und das Einsetzen 
eines riesigen Flüchtl ingsstroms. Nach UNO-Statist iken leiden in den Dürre-
gebieten Afr ikas von 150 Mio Einwohnern über 30 Mio Menschen an Hun-
ger, mindestens 10 Mio Menschen sind Flüchtl inge. Hunderttausende haben 
bereits den Hungertod er l i t ten. 
Absicht von UN-Generalsekretär Pörez de Cuöllar, welcher die Afr ika-Son-
derkonferenz im Auf t rag der UN-Vollversammlung einberufen hat und wel-
cher das Präsidium führ te , war es, die internationale Gemeinschaft zu dr in-
genden Hilfemassnahmen auf bilateraler wie auf mult i lateraler Ebene zu 
bewegen. Die Geberländer waren aufgerufen, an der Konferenz ihre getätigte 
und geplante Unterstützung für die 20 am meisten betroffenen Länder A f r i -
kas zu konkretisieren. 
Der Umfang dringend notwendiger zusätzlicher Hilfe (Nahrungsmittelhi l fe, 
Landwirtschaft , Gesundheit, Wasserversorgung, logistische Unterstützung) 
wurde auf dem Einladungspapier auf 1,6 Mia US-Dollar geschätzt (Ende 
Januar 1985). 
Die von der UNO aufgestellte Liste der 20 am meisten von der Dürre betrof-
fenen Länder Afr ikas umfasst folgende Staaten: 
Angola, Botswana, Burkina Faso, Burundi , Kap Verde, Aeth iopien, Kenia, 
Lesotho, Mali , Mauretanien, Mosambik, Niger, Rwanda, Senegal, Somalia, 
Sudan, Tansania, Tschad, Sambia, Zimbabwe. 
Die Delegierten der betroffenen Länder betonten an der Konferenz als un-
mittelbare Ursache der Krise die anhaltende Dürre. Die Trockenhei t , zusam-
men mi t den Auswirkungen weltwei ter Rezession und der Verschuldungspro-
bleme führe die von der Krise am meisten betroffenen Gebiete an den Rand 
der Katastrophe. In einzelnen Fällen hinderten zudem interne und interna-
tionale Konf l i k te die sozio-ökonomische Entwick lung. Die afrikanischen 
Vertreter riefen die Geberländer dazu auf, ihren Teil der Verantwor tung zu 
tragen und Soforth i l fe zur Ueberwindung der akuten Lage zu leisten. Die 
Hilfe müsse so lange dauern, bis die Flüchtl inge wieder auf produkt iven Bo-
den zurückkehren und sich selber ernähren können. Besonderes Augenmerk 
sei sodann auf den Uebergang von Soforthi l fe zu mi t te l - und längerfristigen 
Entwicklungsprogrammen zu legen. 
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Die Hungersnot in A f r i ka sei nicht losgelöst von einem globalen Ansatz zu 
lösen; die afrikanischen Länder erneuerten ihre Forderung nach der Verwirk-
lichung einer neuen Weltwirtschaftsordnung. 
Die Geberlä'nder erläuterten an der Konferenz ihre bisherige Hilfepraxis und 
erklärten sich zu weiteren Massnahmen bereit. Einigkeit herrschte in der Auf-
fassung, Nothi l fe solle in eine längerfristige Unterstützung zur Entwicklung 
der afrikanischen Länder in Richtung Selbstversorgung mi t Nahrungsmitteln 
münden. 
Einzelne Industrieländer versprachen, den Afr ika-Sonderfonds der Weltbank 
zu unterstützen. 
Italien überraschte die Konferenztei lnehmer mi t der Ankündigung der auf 
Gesetzesebene verankerten Zusage von Nothi l fe in der Höhe von über 900 
Mio US-Dollar für 18 Monate. 
Allgemein wurde die Gründung eines Spezialbüros für Nothi l fe an Af r ika 
unter UNO-Herrschaft begrüsst. Dieses Instrument erlaube eine bessere Koor-
dinat ion der Hil fe. 
Die osteuropäischen Staatshandelsländer, allen voran die UdSSR, sahen in 
der afrikanischen Krise nicht nur die unmittelbare Folge von Dürre, sondern 
den Umstand, dass die afrikanischen Länder, geschwächt infolge langer kolo-
nialer Ausbeutung, Extremsituationen gegenüber sehr verletzbar seien. Hilfe-
leistungen müssten in voller Uebereinkunft und nach Absprache mi t den 
Regierungen der betroffenen Länder erfolgen und sollen nicht auf Umwegen 
in zahlreichen Koordinationsstellen versickern. 
An der Konferenz kam es nicht zu konkreten Beitragsankündigungen in 
Form von bestimmten Beträgen oder Hilfsgütern für spezifische Länder. 
Einigkeit herrschte in bezug auf die akute Lage und die drängende Eile un-
mittelbarer Hi l fe. Dabei soll grosses Gewicht auf die Koordinat ion der Hilfs-
akt ionen gelegt werden. 
Positiv wurde an der Konferenz bewertet, dass ebenfalls starkes Gewicht auf 
die längerfristigen Aspekte gelegt wurde. Sowohl afrikanische wie Geberlän-
der intensivieren ihre Anstrengungen in der Entwicklungszusammenarbeit 
und bei Strukturanpassungen, um Af r ika in Richtung Selbsthilfe und Eigen-
produkt ion zu lenken. 
Politische Probleme wurden an der Konferenz angesprochen; es kam jedoch 
nicht zu einer Konf ronta t ion unterschiedlicher Einschätzungen. 
Direkt anschliessend an die Tagung fanden mi t den sechs am schwersten von 
der Dürre betroffenen Ländern Aeth iopien, Sudan, Mali , Niger, Tschad, 
Mosambik technische Sitzungen statt , an denen der konkrete Einsatz vorge-
sehener Gelder und Hilfsgüter besprochen wurde. An regionalen Treffen in 
A f r i ka wurde mi t den restlichen Ländern später verhandelt. 
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Die Haltung der Schweiz 
In seiner Rede erklärte der Leiter der Schweizer Delegation, Botschafter 
Fritz R. Stähelin, Direktor der DEH, die Schweiz sei bereit, 1985 fü r die 
Hungernden in A f r i ka mehr als 300 Mio Franken bereitzustellen. Viele Län-
der erlebten gegenwärtig eine Katastrophe von noch nie dagewesenem Aus-
mass. Gründe für den momentanen Missstand gebe es viele: A n erster Stelle 
nannte er Unterentwicklung als Konsequenz von Wirtschafts- und Sozialpoli-
t i k , aber auch internationale und interne Konf l i k te in einzelnen Ländern 
Afr ikas sowie ungenügende Entwicklungszusammenarbeit. 
Viele Flüchtl inge seien gezwungen, ihre Heimat zu verlassen, weil sie keine 
Möglichkeit zur Nahrungsmit te lprodukt ion mehr hätten. Diesen Leuten 
müsse geholfen werden; wicht ig sei aber auch die Hilfe fü r all jene, welche 
auf ihrem Boden ausharren. Primäres Ziel der schweizerischen Entwicklungs-
hilfe sei es, auf Bedingungen hinzuarbeiten, die es den Ortsansässigen erlaub-
ten, ihre Nahrungsmit te lprodukt ion wieder aufzunehmen. In diesem Sinne 
wolle die Schweiz Eigenanstrengungen der Bevölkerung unterstützen. 
Die Schweiz führe ihre koordinierte Hilfe weiter. Diese solle sowohl auf dem 
Gebiet der humanitären Hilfe wie auch bei der langfristigen Entwicklungszu-
sammenarbeit erhöht werden. Der vorgesehene Betrag von über 300 Mio 
Franken für A f r i ka entspricht rund drei Vierteln der schweizerischen Aus-
gaben fü r humanitäre Hilfe und rund der Hälfte der Ausgaben fü r Entwick-
lungszusammenarbeit, wobei bei letzterer das Schwergewicht auf die Ent-
wick lung des Landwirtschaftssektors gelegt werde. 
Quellen 
Semaine Internationale 10/85, Dossier special "Afrique". 
ONU, communiques de presse DEV 365-368. 
NZZ 13.3.85. 
3. 38 . G E N E R A L V E R S A M M L U N G DER WHO 
Vom 6. — 20. Mai 1985 fand in Genf die alljährlich einberufene Generalver-
sammlung der Weltgesundheitsorganisation (WHO) statt. Wichtigste Traktan-
den waren das Budget für die Jahre 1986—1987 sowie die optimale Mittel-
verwendung in der Verwirklichung der nationalen Strategien der "Gesund-
heit für alle bis ins Jahr 2000". Politische Fragen wurden nur am Rande er-
läutert. In technischen Sitzungen diskutierten Regierungsvertreter und Ver-
treter von Nichtregierungsorganisationen (NGO) ihre künftige Zusammen-
arbeit. 
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Die Weltgesundheitsorganisation (WHO) ist eine Sonderorganisation der 
UNO mit Sitz in Genf. Sie zählt 166 Mitgliedstaaten; davon sind 120 Ent-
wicklungsländer. 
Budget 
Die Jahreskonferenz verabschiedete das ordentl iche Budget für die Jahre 
1 9 8 6 - 1 9 8 7 in Höhe von 553,3 Mio US-Dollar. Das bedeutet für die Ver-
wendung der Gelder in den nationalen Gesundheitsprogrammen ein Wachs-
t u m von 4 Prozent, fü r das gesamte WHO-Budget einen Angleich des alten 
Budgets an die Teuerung (Nul lwachstum). 
70 Prozent der Gelder werden fü r Akt iv i tä ten auf regionaler und nationaler 
Ebene verwendet. Zusammen mi t den ausserordentlichen Einnahmen werden 
der WHO für die Zweijahresperiode rund 1 Mia US-Dollar zur Durchführung 
ihrer gesundheitspolitischen Programme zur Verfügung stehen. 
Zusammenarbeit mit NGO's und Süd-Süd-Kooperation 
Die WHO wi l l die Kooperat ion der Länder unter sich fördern und vermehrt 
auch die Nicht-Regierungs-Organisationen einbeziehen, um das Ziel der 
Gesundheit für alle zu verwirk l ichen. 
Die WHO unterhält zu mehr als 130 nichtstaatlichen Organisationen Bezie-
hungen. A m Rande der Tagung diskutierten Regierungsvertreter und Vertreter 
von NGO's an einer technischen Sitzung die künft ige Zusammenarbeit. Beide 
Seiten müssen Vorbehalte abbauen, um gemeinsam für die Verwirk l ichung 
gesundheitspolitischer Anliegen der gesamten Bevölkerung eines Landes zu 
arbeiten. Das vor drei Jahren festgelegte Akt ionsprogramm der "Gesundheit 
fü r alle bis ins Jahr 2 0 0 0 " strebt die Basis-Gesundheitsversorgung der gesam-
ten Bevölkerung in allen Ländern sowie die allgemeine Schaffung zufrieden-
stellender Lebens- und Hygienebedingungen an. Die Konferenz hielt fest, 
dass dieses Ziel den Einsatz aller Kräfte bedürfe und dass die Zusammen-
arbeit aller auf dem Gebiet der Gesundheit arbeitenden Organisationen ge-
förder t werden soll. Die WHO spielt dabei eine wichtige Vermit t ler- und 
Animationsrol le. 
Weiter entschied die Jahreskonferenz, die Süd-Süd-Kooperation zu fördern 
und die Entwicklungsländer in ihrer technischen und wirtschaft l ichen Zu-
sammenarbeit zu unterstützen. 
Frau und Gesundheit 
Betreffend die Verbesserung der Stellung der Frau in Zusammenhang mi t 
Gesundheit und Entwicklung zeigten sich zahlreiche Votanten enttäuscht 
über die langsamen Fortschri t te im Gesundheitsbereich. Trotz des abgelau-
fenen, von der UNO deklarierten Jahrzehnts der Frau ist die Müttersterbl ich-
keitsrate in vielen Entwicklungsländern sehr hoch, sind gewisse Ernährungs-
prakt iken und Arbeiten fü r Frauen gesundheitsschädigend. Die WHO-Kon-
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ferenz rief zu verstärktem Schutz der Gesundheit der Frau auf und beauf-
tragte die WHO, in Zusammenarbeit mi t den Mitgliedstaaten die Informa-
tions- und Bildungskampagnen zu verstärken und die Frauen vermehrt in 
die Entscheide bei der Verwirk l ichung von Gesundheitsprogrammen einzu-
beziehen. 
Eine weitere Resolution verpf l ichtet die WHO, ihre Zusammenarbeit mi t den 
Mitgliedsländern auf dem Gebiet der In format ion und Vermi t t lung in ele-
mentarer Gesundheitspflege fü r Jugendliche und Heranwachsende zu verstär-
ken. Besonderes Gewicht soll dabei der Schwangerschaft zukommen: Frauen 
sollten erst Kinder gebären, wenn sie dazu die nötige Reife haben. Die Mit-
gliedsländer sollen ihre Anstrengungen verstärken und frühzeit ige Schwanger-
schaften bei Minderjährigen vermeiden helfen. 
Krankheitsbekämp fung 
Eine Intensivierung des Impfprogrammes zur Vorsorge gegen Invalidität wur-
de beschlossen, und die WHO rief ihre Mitglieder auf, die Invaliden vermehrt 
ins soziale und wir tschaft l iche Leben des Landes zu integrieren. 
In zahlreichen Entwicklungsländern breitet sich die Malaria weiter aus. Die 
WHO-Versammlung verlangt deshalb von ihren Mitgliedstaaten, dass diese 
eine Evaluation der Si tuat ion erstellen und Massnahmen zum Kampf gegen 
die Malaria ergreifen. Diese Massnahmen sollen in der gesundheitlichen 
Grundvorsorge ihren Platz nehmen. Die WHO unterstützt weiter die For-
schung nach Ant i -Malar ia- Impfstof f . 
Eine weitere Resolution verlangt von den Mitgliedsländern Untersuchungen 
über das Verhalten der Bevölkerung, mi t der Absicht, Herzgefässkrankheiten, 
Lungenkrebs, Diabetes (Zuckerkrankhei t ) , chronischer Entzündung der 
Atemwege und anderen nicht übertragbaren chronischen Krankheiten vor-
zubeugen und diese zu bekämpfen. 
Zehn Jahre Kampf gegen die Flussblindheit 
In einer Plenarsitzung feierten die Teilnehmer der Jahreskonferenz das zehn-
jährige Bestehen des Programmesgegen die Onkozerkose (Flussblindheit) im 
Voltabecken in Westafrika. In elf Ländern Westafrikas waren vor zehn Jah-
ren, als der Kampf gegen diese Krankheit aufgenommen wurde, 1,5 Mio Men-
schen bet ro f fen, davon waren 100 000 völl ig erbl indet. An der Finanzierung 
beteiligen sich 19 Länder und Inst i tut ionen, darunter auch die Schweiz. 
Die Haltung der Schweiz 
In der Budgetdebatte unterstr ich die Schweizer Delegation (Le i tung: B.Roos, 
Di rektor des Bundesamtes fü r Gesundheitswesen) die wichtige Rolle der Er-
nährung fü r die Gesundheit des Menschen und befürwortete zusätzliche Mit-
tel fü r die Ernährungsprogramme auf nationaler Ebene. Sie bedauerte, dass 
beim Thema "Ernährung des Kle ink indes" nicht ausführl ich auf Entwöh-
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nungspraktiken des Kleinkindes eingegangen wurde. Die Ernährungssituation 
von Mut ter und Kle ink ind bedürfe besonderer Anstrengungen der WHO. Die 
Schweizer Delegation unterstützte die Resolution zur Eindämmung frühzei-
tiger Schwangerschaften bei jugendlichen Frauen. 
Die Schweiz unterstützte weiter die Erhöhung der finanziellen Mit tel für die 
öf fent l iche Wasserversorgung und für Sanierungsmassnahmen und verlangte 
eine besondere Aufmerksamkei t der WHO für den Unterhalt der Installatio-
nen sowie Evaluationen der Wasserversorgungsprojekte. 
Bei der Debatte zum Thema " K a m p f gegen die Krankhe i t " legte die Schwei-
zer Delegation besonderes Gewicht auf die Einbettung aller Massnahmen in 
das soziale, wir tschaft l iche und kulturel le Umfeld der betroffenen Bevölke-
rung. Sie kri t isierte in diesem Zusammenhang die WHO, welche o f t die tech-
nologischen Aspekte zu sehr gewichte. 
Bei der Diskussion der Resolution zum Thema "Frau und Gesundheit" 
schlug die Schweizer Delegation Verbesserungen vor, so u.a. die namentliche 
Erwähnung der Gefährdung und der Massnahmen auf dem Gebiete der Er-
nährung und der Arbeitsbedingungen, sowie Massnahmen zur Herabsetzung 
der hohen Müttersterbl ichkeitsrate in Entwickungsländern. 
Die Schweizer Delegation unterstützte die Zusammenarbeit zwischen Regie-
rungen und NGO's zur Verwirk l ichung des Programms "Gesundheit fü r alle 
bis im Jahr 2 0 0 0 " . 
Quellen 
UMS, 38ème Assemblée Mondiale de la Sante, Résolutions et Décisions, Genève 1985. 
OMS-Presse u n d O M S - I n f o r m a t i o n , G e n f , M a i 1 9 8 5 . 
Semaine Internationale 19/85. 
Eidgenössisches Amt für auswärtige Angelegenheiten. 
NZZ 21.5.1985. 
4. G E N E R A L K O N F E R E N Z DER U N I D O 
Die UN-Organisation für Industrielle Entwicklung (UNIDO) hat ihre erste 
Generalkonferenz als selbständige Organisation der UNO im August 1985 in 
Wien abgehalten. Hauptaufgabe der Konferenz war die Bestellung der Orga-
ne. Botschafter E. Röthlisberger vom BAWI wurde Präsident des neuen 
UNIDO-Leitungsgremiums, des Rates für industrielle Entwicklung. 
Die U N I D O wurde in eine selbständige Sonderorganisation der UNO (gleich 
der UNESCO oder FAO beispielsweise) umgewandelt. Der Beschluss zur 
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Umwandlung war nach zehnjährigen Verhandlungen wenige Wochen vor der 
Konferenz durch die Ratif izierung der benötigten Anzahl von 80 Mitglieds-
ländern zustande gekommen. Die U N I D O zählte in ihrer alten Form insge-
samt 159 Mitgliedsländer. Mi t der verselbständigten U N I D O steigt die Zahl 
der UN-Sonderorganisationen auf 16. Bis anhin war die U N I D O dem Sekre-
tariat der UN unterstell t . In der neuen Form füh r t die U N I D O ein eigenes 
Budget. 
UNIDO-Rat 
Die Poli t ik der U N I D O bestimmt weiterhin der Rat fü r industrielle Ent-
wick lung (kurz UNIDO-Rat ) . A n der Konferenz im August wurden 53 Mit-
glieder neu gewählt. Vertreten sind 33 Staaten der Dr i t ten Welt, 5 Ost-
blockstaaten und 15 westliche Industrieländer. Die Hälfte der Vertreter 
wurden fü r 4 Jahre gewählt, die andere Hälfte fü r 2 Jahre. Die Schweiz hat 
ein Mandat fü r 4 Jahre. Präsident wurde der Schweizer Dip lomat E. Röth-
lisberger. 
Erste Aufgabe des neuen Führungsgremiums war die Wahl des neuen 
UNIDO-Generaldirektors. Zur Kandidatur stellten sich je ein Vertreter aus 
A f r i ka , Asien und Lateinamerika. Nach zahlreichen Wahlgängen wurde der 
Vertreter der asiatischen Gruppe, Domingo Siazon (Phi l ippinen), mi t der 
knappen Mehrheit von 27 der 53 St immen zum neuen Generaldirektor 
gewählt. 
Budgetausschuss 
Der neu gebildete Programm- und Budgetausschuss umfasst 27 Personen: 
15 Vertreter aus Entwicklungsländern, 9 Vertreter aus Industrieländern und 
3 aus Ostblockstaaten. Die Mandate dauern 2 Jahre. Die Schweiz ist eben-
falls vertreten. 
Die Haltung der Schweiz 
An der ersten Generalkonferenz der U N I D O als selbständige Organisation 
wurden keine Programmdiskussionen, wie sonst an den in der Regel alle vier 
Jahre statt f indenden Generalkonferenzen übl ich, geführt . In Schweizer 
Konferenzkreisen wurde die unmittelbare Z u k u n f t der U N I D O als eine Be-
währungsprobe betrachtet, da die Organisation zahlreiche juristisch-techni-
sche Probleme zu lösen habe und erstmals in Eigenverantwortung ihr Bud-
get aufstellen muss. Die Ausgaben des ordentl ichen Haushalts (das sind vor 
allem die Organisationskosten) sollen nicht weiter erhöht werden. Ueber 
das Budget w i rd die zweite Tagung der Generalkonferenz im Dezember 
1985 beraten. 
Quellen 
ONU, Semaine Internationale 31/85. 
ONU, Communiquä de presse du 6.8.1985. 
NZZ vom 10./11.8., 14.8. und 17./18.8.1985. 
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5. UNESCO: SESSIONEN DES E X E K U T I V R A T E S 
Der Exekutiv rat der UNESCO, welcher nach dem Austritt der USA aus der 
Organisation Ende 1984 noch 50 Mitglieder umfasst 11), hat in seinen zahl-
reichen Sessionen keine dringenden Spar- und Reformvorhaben zuhanden 
der UNESCO-Generalversammlung im Herbst 1985 in Sofia ausgearbeitet. 
Die Schweiz strebt Reformen der UNESCO an, ohne die Mitgliedschaft des 
Landes bei der Organisation in Frage zu stellen. In der Märzsession war das 
Verhältnis der Schweiz zur UNESCO Gegenstand einer Parlamentsdebatte im 
Nationalrat. Die Schweiz hat in ihren Bemühungen, eine Reform der 
UNESCO voranzutreiben, eine rege diplomatische Aktivität entwickelt. 
Die UNESCO, die UN-Organisation für Erziehung, Wissenschaft und Kul-
tur , sieht sich zunehmender Kr i t ik von Seiten der westlichen Mitgliedslän-
der ausgesetzt. An der UNESCO werden insbesondere die Verwaltung dieser 
Organisation, die Personalpolitik von Generaldirektor M'Bow und die ideolo-
gische Seite einiger Arbeitsprogramme sowie die hohen Kosten kri t isiert. 
Mi t dem Aust r i t t der USA Ende 1984 aus der UNESCO verlor die Organi-
sation 50 Mio US-Dollar Jahresbeiträge, rund ein Viertel ihres Budgets. Für 
Ende 1985 hat England seinen Aust r i t t angekündigt, was die Einnahmen der 
UNESCO insgesamt um rund ein Dr i t te l schmälern w i rd , vorausgesetzt, dass 
nicht auch noch Japan seine Austr i t tsdrohungen wahr macht. 
In der UNESCO haben heute die Delegierten aus Drit tweltstaaten und aus 
den Ostblockstaaten die St immenmehrheit (2). Die Organisation zählt nach 
dem Aust r i t t der USA noch 160 Mitglieder. 
Die westlichen Mitgliedsländer krit isieren an der Tätigkeit der UNESCO vor 
allem das Grosse Programm 111, das die Schaffung einer Neuen Welt informa-
t ionsordnung (NWIO) zum Ziele hat. Darin versuchen die Entwicklungslän-
der, eine gewisse "Ausgewogenhei t " in den Nachrichtenfluss der bis heute 
von westl ichen Informationsagenturen dominierten Medienberichterstattung 
zu bringen. Die Industrieländer befürchten in dieser Forderung eine Ein-
schränkung des freien Informationsflusses und eine zunehmende Kontro l le 
der Informat ionen durch den Staat. 
Um das auf technologischem Rückstand beruhende Informationsgefälle zwi-
schen Nord und Süd auszugleichen, hat die UNESCO das Internationale Pro-
gramm für die Entwick lung der Kommunika t ion ins Leben gerufen. Diese 
UNESCO-Inst i tu t ion soll den Entwicklungsländern bei der Errichtung einer 
unabhängigen Medieninfrastruktur helfen. Die Schweiz ist an diesem Projekt 
beteil igt. 
Das Verhältnis der Schweiz zur UNESCO 
Auch die Schweiz hat konkrete Wünsche, wie sich die UNESCO in ihrer Or-
ganisation und Tätigkeit ändern sollte. Die Schweiz fordert mehr Effizienz, 
15 
Budget- und Personaldisziplin und eine stärkere Ausrichtung auf pragmati-
sche Problemlösungen. Der Bundesrat hat seine Haltung in Beantwortung 
von parlamentarischen Anfragen bereits im Juni 1984 wie folgt fo rmul ie r t : 
Verständnis fü r die Gründe, welche ein Mitgl ied zum Aust r i t t bewegen kön-
nen, aber gleichzeitig auch Bedauern über jeden Auszug, weil dadurch der 
universelle Charakter der UNESCO geschmälert w i rd . Die Schweiz setzte 
sich ein fü r eine Reorganisation von innen her. 
Im Frühjahr 1985 fand angesichts der ungelösten UNESCO-Krise (und im 
Vor fe ld der Debatte um einen UNO-Bei t r i t t der Schweiz) erneut eine Parla-
mentsdebatte zum Verhältnis der Schweiz zur UNESCO statt. Bundesrat 
Auber t nannte die Reformmassnahmen der UNESCO bis anhin zwar als un-
genügend, zeigte sich aber überzeugt, dass die Schweiz Mitgl ied der UNESCO 
bleiben müsse. Die Organisation habe viel Wertvolles auf dem Gebiet der Er-
ziehung, Bi ldung und Ku l tu r geleistet. Diese Errungenschaften gelte es zu ret-
ten und wei terzuführen. Die Schweiz werde ihre Haltung erst nach der Gene-
ralversammlung der UNESCO in Sofia im Herbst 1985 überprüfen. 
Die Schweiz bemühte sich durch zahlreiche diplomatische Vorstösse um Re-
formen innerhalb der UNESCO. So sprach Botschafter Franz Muheim, Direk-
to r fü r internationale Organisationen beim EDA, mi t Vertretern von block-
freien Staaten an ihrem Treffen im Apr i l in Delhi , Indien. 
A u f Init iat ive der Schweiz besprachen zwöl f westliche UNESCO-Mitgl ied-
staaten im März 1985 in Genf das Schicksal der UNESCO. Die Vertreter 
waren sich einig, die dringende Reform der UNESCO voranzutreiben. Mi t der 
zahlenmässig grossen Gruppe der Entwicklungsländer müsse intensiv Kontak t 
gesucht werden. 
Im September 1984 informierte sich Botschafter Muheim am Sitz der 
UNESCO in Paris persönlich über die Lage der UNESCO. Er führ te auch eine 
Unterredung mi t Generaldirektor M'Bow. Dabei vertrat er die Ansicht, ideo-
logisch umstr i t tene Vorhaben wie die Neue Welt informations- und Kommu-
nikat ionsordnung, die Abrüstung, die Rechte der Völker (mi t der umstr i t te-
nen Def in i t ion von kol lekt iven Menschenrechten) sollten eingestellt werden. 
Auch Bundesrat Aubert regte in einer Rede an der Jahresversammlung der 
Schweizerischen UNESCO-Kommission ein Morator ium an in bezug auf alle 
Themen, in welchen heute keine Uebereinstimmung zwischen den UNESCO-
Mitgliedstaaten erreicht werden kann. 
Entscheidende Beschlüsse fü r eine Reform der UNESCO werden von der Ge-
neralversammlung im Herbst 1985 in Sofia erwartet. 
Anmerkungen 
1) Die Schweiz ist Mitglied der UNESCO, aber nicht im Exekutivrat vertreten. 
2) 1946 wurde die UNESCO von 26 westlichen Industrieländern oder westlich gesinnten 
Entwicklungsländern gegründet. Ziel der Organisation war es, international auf den 
Gebieten der Erziehung, Wissenschaft und Kultur einen Beitrag zur Entwicklung der 
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Menschenrechte und zur Sicherung des Weltfriedens zu leisten. 1954 wurde die Sow-
jetunion Mitglied und ab 1960 wurden zahlreiche unabhängig gewordene afrikanische 
und asiatische Entwicklungsländer Mitglieder der UNESCO. Mit dem Einzug der Dritt 
weltländer hat sich die politische Realität innerhalb der UNESCO geändert und die 
ideologischen Auseindandersetzungen nahmen zu, eine Tatsache, die der Westen mit 
"Verpolitisierung" der UNESCO charakterisiert. 
Quellen 
La Suisse, l'UNESCO et l'ONU, Exposé du Conseiller fédéral Pierre Aubert à l'occasion 
de l'Assemblée générale de la Commission nationale suisse pour l'UNESCO, Liestal, 
22 février 1985. 
UNESCO-Presse III und IV 1985 und II 1985. 
TA-Magazin Nr. 51/52 vom 22.12.1984. 
NZZ 21.12.84, 23./24.2.85, 15.3.85, 22.3.85, 24.4.85, 7.6.85. 
Tages-Anzeiger 22.11.84, 15.3.85, 22.3.85, 24.4.85. 
6. FAO 
6 . 1 . Sessionen des FAO-Rates 
Die Sessionen des FAO-Rates im November 1984 und im Juni 1985 brachten 
zu den umfassenden Fragen von Welternährung und Landwirtschaft substan-
tiell wenig Neues. Der Rat beschloss eine Charta für Welternährungssicher-
heit. Das FAO-Landwirtschaftskomitee bereinigte im März 1985 den achten 
Entwurf des FAO-Pestizidkodex, der vom Rat in seiner Juni-Session zuhan-
den der FAO-Konferenz vom November 1985 verabschiedet wurde. Bei der 
Bereinigung des Kodex-Entwurfs trat der Interessenkonflikt zwischen Indu-
strie- und Entwicklungsländern deutlich hervor. 
Die FAO, UN-Organisation für Landwirtschaft und Ernährung, wurde 1945 
gegründet. Die Schweiz ist Mitgl ied der FAO und n immt an den Ratssitzungen 
jeweils im Rotat ionsprinzip te i l . 
Der FAO-Rat behandelte an der Herbstsession 1984 den Vorschlag des FAO-
Direktors Saouma, einen "Pakt fü r Welternährungssicherheit" zu schliessen. 
Die Charta soll eine Kod i f i ka t ion aller bisher international akzeptierten 
Texte auf dem Gebiet der Welternährung und eine moralische Verpf l ichtung 
und wel twei t zusätzliche öf fent l iche Unterstützung bringen. Trotz einiger Be-
denken, die Charta könne kont raprodukt iv wi rken und nationale Massnah-
men fü r die Ernährungssicherheit bremsen, fand er eine zustimmende Mehr-
heit im Rat. Der Schweizer Delegierte äusserte Skepsis gegenüber der Welter-
nährungssicherheits-Charta; es gebe eine Fülle von Resolutionen, die sich mi t 
dem Welthungerproblem befassten, ohne dass sie es gelöst hätten. Man könne 
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sich fragen, ob die Charta zur Lösung des Hungerproblems beitragen werde. 
Nach einigen Aenderungswünschen schloss sich die Schweiz der zustimmen-
den Mehrheit an. Auch Verteter der Entwicklungsländer warfen die Frage 
auf, ob die Charta nicht überflüssig sei. 
Mi t der Zust immung des FAO-Rates geht nun die Charta an die FAO-Konfe-
renz im November 1985. Hauptpunkt der Charta: "D ie Welternährungssi-
cherheit ist eine gemeinsame Verantwortung der Menschheit. Das Endziel 
besteht dar in, sicherzustellen, dass alle Menschen zu allen Zeiten in der Lage 
sind, die von ihnen benötigten Grundnahrungsmittel zu kaufen oder sich zu 
beschaffen" (1). 
Weiter proklamierte der Rat an seiner Herbstsession das Jahr 1985 zum 
" Internat ionalen Jahr des Waldes". 
In der Juni-Session 1985 verlangte ein Vertreter der Industrieländer (Däne-
mark) , die FAO solle sich einer Reform unterziehen und von der t radi t ionel-
len technischen Kooperat ion zu Planung und Konsultat ionen übergehen an-
gesichts der Tatsache, dass in vielen Entwicklungsländern Gruppen sehr qua-
l i f izierter Personen aufgebaut worden seien, die mi t beschränkten Mi t te ln 
von aussen die Arbei t sogar besser leisten könnten als die tradi t ionel len ex-
ternen Experten. Dieser Vorschlag wurde im Rahmen der Budgetdiskussion 
gemacht, wo es um Einsparungen ging. 
Pestizid-Kodex 
Der internationale Pestizidhandel w i rd reglementiert. Die FAO hat in lang-
jähriger Arbei t insgesamt acht Entwürfe fü r einen "Verhal tenskodex über 
Handel und Anwendung von Pestiziden" ausgearbeitet. Der in zweijährigem 
Turnus tagende FAO-Landwirschaftsausschuss hat an seiner Sitzung im März 
1985 in Rom den achten Entwur f des Kodex grundsätzlich akzeptiert. Dieser 
Kodex wurde auch vom Rat genehmigt. Er geht nun an die FAO-Konferenz 
im November 1985 zur Verabschiedung. 
Der neue achte Entwur f fäl l t unverbindlicher aus als der siebte. Er fo lgt weit-
gehend dem Vorschlag der internationalen Chemieverbände (G lFAP) . Ein 
zentraler Punkt des Kodex, welcher vorsah, dass das Import land rechtzeitig 
über im Export land verbotene oder beschränkte Pestizide in formier t werden 
soll (sog. Expor tno t i f i ka t ion) und danach ausdrücklich seine Zust immung 
zum Import geben muss (Importkonsens) wurde auf Druck der Chemiever-
bände und der Vertreter der Industrieländer fallengelassen. 
Der Kodex hat keinen völkerrecht l ich verbindlichen Rechtscharakter; er ist 
ein "Verhal tenskodex fü r die Industr ie" (2). 
Die Schweiz gehört zu den wichtigsten Export ländern von Chemikalien und 
Pestiziden. 1981 betrug ihr Ante i l am wel twei ten Pestizid-Export 13%, und 
nur die USA und die BRD übertrafen damals die Schweizer Exporte (3). In 
den Verhandlungen der FAO um einen Verhaltenskodex brachte die Schweiz 
bei der Exportregelung, welche die Vorausmeldepf l icht an das Import land 
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fü r den Handel mi t gefährlichen Pestiziden vorsah, Vorbehalte an. Sie befür-
wortete die Uebernahme der Verantwortung durch die di rekt betroffenen 
Partner, d.h. insbesondere die Industrie. Die Arbeitsgemeinschaft Swissaid/ 
Fastenopfer/Brot fü r Brüder/Helvetas setzte sich in einem Brief an das 
schweizerische Bundesamt fü r Landwirtschaft zugunsten dieser Expor tnot i -
f i ka t ion ein. Das Bundesamt hatte sich bei der FAO für eine Revision dieses 
siebten Entwurfes eingesetzt und begrüsste den von der FAO gemeinsam mi t 
den Chemieverbänden erarbeiteten achten Vorschlag. Dieser erhielt auch die 
Unterstützung der westlichen Regierungen und wurde in seiner abgeschwäch-
ten Form vom FAO-Rat zuhanden der FAO-Konferenz verabschiedet. 
Anmerkungen 
1) FAO-Charta für Welternährungssicherheit, zit. in NZZ 2.7.85. 
2) epd-Entwicklungspolitik, Frankfurt, 7/8/85 (April). 
3) Zahlen von der Oberzolldirektion, mosquito 2/85 (März). 
Quellen 
Lettre d'information de la FAO, Rome, Juin 1985. 
i3w-aktuell 3/85. 
NZZ 11.12.84, 7.1., 2.7.,3.7.85. 
TA 5.6.85. 
6.2. I F A D : Verhandlungen über die zweite Kap italauf Stockung 
Der Internationale Fonds fü r Landwirtschaft l iche Entwicklung ( I F A D ) wur-
de 1977 mi t dem Ziel geschaffen, zusätzliche Finanzmittel f ü r die Entwick-
lungsländer zu mobil isieren, um ihnen zu helfen, ihre Ernährungsgrundlage 
zu verbessern. Die Schweiz zählt zu den Gründungsmitgl iedern. 
Der IFAD sucht nach einer Lösung in der Frage der Finanzierung, nachdem 
an der Jahreskonferenz im Oktober 1984 in Paris keine Einigung über die 
zweite Kapitalaufstockung fü r die Jahre 1985—1987 gefunden wurde. Zahl-
reiche Länder, darunter auch die Schweiz, leisteten "vorgezogene Beiträge", 
um die Ak t i v i tä t des Fonds im Jahre 1985 zu sichern. Im Juni 1985 be-
schloss der Bundesrat, dem I F A D einen vorgezogenen Beitrag von 9 Mio 
Franken zu gewähren. Während der Periode 1980 bis 1984 beliefen sich die 
schweizerischen Beiträge auf 28,44 Mio Franken. 
Quelle 
EDA-Pressemitteilung, 7. Juni 1985. 
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7. WIPO: A U S S E R O R D E N T L I C H E V E R S A M M L U N G ZUR REVIS ION 
DES I N T E R N A T I O N A L E N PATENTRECHTS 
Eine ausserordentliche Versammlung der Mitgliedstaaten der Pariser Ver-
bandsübereinkunft zum Schutz des gewerblichen Eigentums (PVUe) hat im 
September 1984 in Genf einer neuen Verfahrensordnung zur Weiterführung 
der blockierten internationalen Patentrechtsrevision zugestimmt. Die erste 
Konsultationsrunde im Juni 1985 behandelte in erster Linie Prozedurfragen 
und die Revision von Artikel 5A (exklusive Zwangslizenzen). Die Schweiz 
nimmt an den Konsultationen teil. 
Die Revision des internationalen Patentrechts steckt in einer Krise. A n keiner 
der vier einmonatigen Sessionen seit der letzten Revision 1967 wurden we-
sentlichen Fortschri t te erzielt. Ein Vorschlag des Generaldirektors des Welt-
amtes fü r geistiges Eigentum (Wipo) (1), Arpad Bogsch, eine pragmatische 
Konsultationsphase unter den Sprechern der Industrieländer, der Entwick-
lungsländer und der Ostblockstaaten einzuschalten, wurde im Herbst 1984 
von den Signatarstaaten der Pariser Konvent ion gutgeheissen. In dieser 
Phase soll eine Arbeitsgruppe in den wesentlichen und bisher ungelösten 
Fragen eine Konsensbasis suchen. 
Kontroverse Standpunkte herrschen vor in der Def in i t ion des Patents und 
in der Anerkennung des in der Sowjetunion geltenden Erf inderzert i f ikats. 
Desgleichen in der Hauptfrage der Revisionsvorlage, nämlich der Schaffung 
exklusiver Zwangslizenzen, d.h. einer für die Entwicklungsländer erleichter-
ten Mögl ichkeit , den Patentinhaber zu enteignen (2). 
In einer ersten Konsultat ionsrunde im Juni 1985 zeigten die Entwicklungs-
länder in Gesprächen am Rand der Sitzungen Bereitschaft, von den Exklu-
sivzwangslizenzen wegzukommen und andere Möglichkeiten eines Patent-
ausübungszwangs zu suchen. So verlangten sie eine ihnen allein vorbehaltene 
Verkürzung der Wartefrist zur Erteilung von Zwangslizenzen (ohne dass diese 
exklusiven Charakter haben). Auch sollen die Entwicklungsländerdas Recht 
erhalten, so fordern sie, allenfalls ohne vorherige Zwangslizenzierung nach 
einer best immten Frist der Nichtanwendung eines Patents den Verfal l anord-
nen zu können. 
Die Entwicklungsländer begründen den Ausübungszwang mi t entwicklungs-
polit ischen Argumenten: Die konventionellen Rechtsmittel der Staaten, die 
Patentinhaber zur industriellen Ausübung zu zwingen, seien in den vergange-
nen Revisionen ständig abgebaut worden, und damit seien auch die Möglich-
keiten der Regierungen, im öffent l ichen Interesse Patentmissbräuche zu ver-
hindern, reduziert worden. Damit sei systematisch die Position der Regie-
rungen der Dr i t ten Welt geschwächt worden. 
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Weniger Schweizer Patente in Entwicklungsländern 
Die Schweiz gehört zu den sechs "Patentgrossmächten", neben den USA, der 
BRD, Frankreich, Japan und Grossbritannien. Der Ante i l von Schweizer 
Patenten in der Dr i t ten Welt ist im Verlauf der letzten 20 Jahre kont inuier-
lich gesunken. Die jüngste Patentstatistik der Wipo zeigt fü r die Schweiz 
einen Ante i l von 5,6% von den 1983 erfassten 26 200 Patenten in 50 Ent-
wicklungsländern. 1964 hat eine UNO-Untersuchung den Schweizer Antei l 
noch auf 13,9% beziffert. Ueber 80% der Patente in Entwicklungsländern 
befinden sich im Eigentum von Ausländern (3). 
Die Schweiz will den Dialog offen halten 
Die Schweiz nahm an der Konsultat ionsrunde im Juni in Genf te i l , allerdings 
nicht mehr als Sprecherin der Gruppe B. Zu den informellen Gesprächen 
waren je zehn Vertreter der Gruppe B, der Gruppe " 7 7 " und der Gruppe D, 
sowie Vertreter aus China eingeladen (China wurde im März 1985 Mitgl ied 
der Pariser Verbandsübereinkunft) . 
Prozedurfragen nahmen einen grossen Teil der Zeit in Anspruch. Umstr i t ten 
war die Frage, ob die Zusammensetzung der Gruppen von Thema zu Thema 
variieren dürfe. Die Entwicklungsländer sowie die Gruppe D wehrten sich 
dagegen. Die Sprecher der Gruppen werden in dieser Frage einen Konsens 
suchen. 
Die Schweiz w i l l den Dialog über eine Revision des internationalen Patent-
rechts of fen halten. In Genf war sie beteil igt an der Diskussion um die Revi-
sion von Ar t ike l 5A (exklusive Zwangslizenzen), der einziger Diskussionspunkt 
nebst den Prozedurfragen blieb. Konkrete Vorschläge über eine Annäherung 
in den Standpunkten wurden keine gemacht. Vertreter der Entwicklungs-
länder Messen lediglich durchbl icken, allenfalls von der Exklusivität der 
Zwangslizenzen abzusehen. 
Es bedarf noch einiger zusätzlichen Diskussionsrunden in der eingeschalteten 
Konsultationsphase, bevor eine weitere Session der diplomatischen Konfe-
renz mi t Aussicht auf Erfolg einberufen w i rd . 
Anmerkungen 
1) Die Wipo ist seit 1974 eine Unterorganisation der UNO und überwacht die Einhaltung 
der Konvention, welche Erfindungen, Warenzeichen, Handelsmarken und Firmen-
namen schützt. 
2) Artikel 5A der Pariser Konvention besagt im wesentlichen, dass Zwangslizenzen, die 
durch eine Regierung wegen ungenügender oder unterlassener Ausübung eines Patentes 
verliehen werden können, nicht exklusiv sein dürfen, und dass also dem Patentinhaber 
das Recht zusteht, im betreffenden Land weitere Lizenzen zu erteilen, bzw. sein Pa-
tent selber auszuüben. Die Entwicklungsländer beantragen in der Revision, dass diese 
Zwangslizenzen unter bestimmten Voraussetzungen exklusiv sind. 
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8. ILO: 7 1 . SESSION DER I N T E R N A T I O N A L E N A R B E I T S K O N F E R E N Z 
Die Teilnehmer der Internationalen Arbeltskonferenz verabschiedeten an 
ihrer 71. Session vom 7.-27. Juni 1985 in Genf zwei Uebereinkommen zur 
Verbesserung des Gesundheitsdienstes am Arbeitsplatz und über die Arbeits-
statistik. Weiter wurden Gefahren und Regeln im Umgang mit Asbest disku-
tiert. Die Schweiz brachte bei der Diskussion eines Berichts der Kommission 
gegen die Apartheid in Südafrika Vorbehalte an. An der /ährlich stattfinden-
den Arbeitskonferenz nahmen über 2000 Delegierte und Berater aus 141 
Staaten teil. 
Die Internationale Arbeitsorganisation (Internat ional Labour Off ice, ILO) 
hat ihren Sitz im Internationalen Arbeitsamt in Genf. 1919 gegründet, gehö-
ren dem ILO gegenwärtig 150 Nationen an. Das ILO ist die einzige interna-
t ionale Organisation mi t dreigliedrigem System: die Delegation eines Landes 
setzt sich zusammen aus Regierungs-, Arbeitnehmer- und Arbeitgeberver-
t retern. 
Al l jähr l ich im Juni f indet in Genf die Internationale Arbeitskonferenz statt. 
Jedes Mitgliedsland ordnet zwei Regierungsvertreter und je einen Arbei tneh-
mer- und einen Arbeitgebervertreter ab. Präsident der Konferenz ist üblicher-
weise ein Regierungsvertreter. 
Hauptaufgabe des ILO ist die Ausarbeitung und Durchsetzung der Normen 
eines modernen, wel twei t gültigen Arbeitsrechts. Schwerpunkte der norma-
t iven Tät igkeit des ILO sind das Verbot der Zwangsarbeit und der Diskr imi-
nierung, die Sozialrechte der Arbei tnehmer und die Freiheit der Gewerk-
schaften. Eine seit 1926 bestehende Kommission wacht über die Anwendung 
der internationalen Arbei tsnormen. 
Die Schweizer Delegation setzte sich zusammen aus den Regierungsvertretern 
Klaus Hug, Di rektor des B IGA, und Andre" Zenger, Dienst f ü r internationale 
Angelegenheiten, B IGA, dem Vertreter der Arbeitgeber Roger Decosterd, 
Berater bei Nestle und Ruth Dreifuss, Sekretärin des Schweizerischen Ge-
werkschaftsbundes als Vertreter in der Arbei tnehmer sowie aus weiteren 
Beratern. 
Gesundheit am Arbeitsplatz 
Angesichts der wel twei t grossen Zahl von Arbeitsunfäl len und Berufskrank-
heiten hat die Internationale Arbeitskonferenz ein Uebereinkommen (1) und 
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eine Empfehlung zur Verbesserung der betriebsärztlichen Dienste verabschie-
det. Mi t dieser neuen Formulierung wi l l die Konferenz den weiter gefassten 
Bereich der ärztl ichen Gesundheitsvorsorge zum Ausdruck bringen. Der prä-
ventive, mult idiscipl inare Ansatz soll Arbeitgeber und Arbeitnehmer gleicher-
massen zur Zusammenarbeit fü r einen besseren Schutz der Gesundheit am 
Arbeitsplatz führen. Jedes Land, welches das Uebereinkommen ratif izieren 
w i r d , verpf l ichtet sich zur Einrichtung von Gesundheitsdiensten am Arbeits-
platz fü r alle Arbeitnehmer. Diese Dienste müssen das Gesundheitsrisiko am 
jeweiligen Arbeitsplatz messen und vorbeugende Massnahmen zum Schutz 
der Arbei tnehmer t re f fen, Ratschläge über Planung und Organisation der 
Arbei t erteilen, einschliesslich Arbeitsplatzgestaltung, Wahl und Unterhalt 
der Maschinen, der Arbeitsausrüstung und des verwendeten Materials. Z u m 
Gesundheitsdienst gehört laut Uebereinkommen auch bessere In format ion. 
Das Personal des Gesundheitsdienstes ist in seiner Arbei t von Arbeitgebern 
und Arbei tnehmern unabhängig. Die Daten über den Gesundheitszustand 
der Arbei tnehmer sollen vertraulich behandelt werden. 
In mult inat ionalen Unternehmen, so sieht die Empfehlung vor, soll der Ge-
sundheitsschutz allen Arbei tnehmern in allen Niederlassungen in gleichem 
Ausmass gewährt werden. Der Sprecher der Arbeitgeber brachte gegenüber 
diesem Paragraphen Vorbehalte an. Diese Klausel stelle die Entwicklungs-
länder vor grosse Probleme: in einem gleichen Land würden Unternehmen 
unterschiedlichen Regelungen unterstehen. 
Die Schweizer Delegation st immte dem Uebereinkommen zu, nachdem ein 
Regierungsvertreter um Präzisierung des Begriffs "Gesundheitsdienst am Ar-
beitsplatz" gebeten hatte. 
A rbeitsstatistik 
Die Internationale Arbeitskonferenz hat weiter ein revidiertes Uebereinkom-
men und eine Empfehlung über die Erstellung von Arbeitsstatistiken verab-
schiedet. Es handelt sich um die Neufassung des Uebereinkommens Nr. 63 
aus dem Jahre 1938. Die Staaten, welche das Uebereinkommen ratif izieren 
werden, sollen regelmässig Arbeitsstatist iken veröf fent l ichen, welche mi t der 
Zeit die gesamte aktive Bevölkerung erfassen. Die Daten sollen Auskunf t 
geben über Beschäftigung, Arbeitslosigkeit und (soweit erfassbar) Unterbe-
schäftigung, über St ruk tur der aktiven Bevölkerung, Durchschnit tslohn, 
durchschnit t l iche Arbeitszeit, Arbei tskonf l ik te . Die statistischen Daten 
sollen international vergleichbar sein. Die Empfehlung bi t tet das Internatio-
nale Arbei tsamt, grosses Gewicht auf die Probleme der Erfassung der Produk-
t iv i tät zu legen. 
Die Schweizer Delegation st immte Uebereinkommen und Empfehlung zu. 
Insbesondere die schweizerischen Arbeitnehmervertreter forderten eine 
international vergleichbare Erfassung der Produkt iv i tät . 
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Benützung von Asbest 
Die Internationale Arbeitskonferenz diskutierte sodann in erster Lesung die 
Gefahren und Risiken des Asbeststaubes für die Arbeiter. Es wurde ein 
Uebereinkommens- und ein Empfehlungsvorschlag ausgearbeitet, welcher an 
der nächsten Konferenz def in i t iv beraten und verabschiedet werden soll (2). 
Der Vorschlag sieht u.a. folgende Massnahmen im Umgang mi t Asbest vor: 
Ersatz des Asbests, Bewil l igungspfl icht f ü r gewisse Arbeitsvorgänge mi t As-
best. Die Arbei ter im Asbestbereich sollen regelmässig ärztl ichen Kontro l len 
unterzogen werden. 
Chancengleichheit 
Gleichheit in den Chancen und in der Behandlung zwischen Arbei tern und 
Arbeiter innen forderte die UNO-Deklarat ion und der Akt ionsplan bei der 
Ausrufung des UNO-Jahrzehnts der Frau 1975. Die Arbeitskonferenz ru f t an 
ihrer Sitzung 1985 alle Mitgliedstaaten auf, die Uebereinkommen und Emp-
fehlungen zur Gleichstellung von Mann und Frau in der Arbeitswelt zu rati-
f izieren und anzuwenden. Die Frauen würden durch eine Rezession stärker 
betrof fen als Männer, weshalb die Konferenz empf iehl t , bei Entlassungen die 
gleichen Kri ter ien fü r alle anzuwenden, unabhängig von Geschlecht, Fami-
l iensituation und Al ter . Des weiteren sollen Frauen einen speziellen Kündi-
gungsschutz im Fall von Schwangerschaft und Mutterschaftsurlaub geniessen. 
Sozialversicherungen und andere öf fent l iche oder kol lekt ive Einrichtungen 
sollen dafür sorgen, dass die Frau durch die Mutterschaft nicht benachteil igt 
w i rd . 
Auch in der Landwirtschaft soll die Frau dem Mann gleichgestellt werden und 
den gleichen Zugang zu Boden, Bi ldung, Technologie, Krediten und anderen 
Quellen erhalten. 
Bei der Diskussion um die Chancengleichheit von Mann und Frau brachten 
die Schweizer Regierungsvertreter ihre Enttäuschung über das Fehlen von 
Informat ionen über die Stellung der Frau in der Schweiz im Bericht der 
Kommission des Arbeitsamtes über die Chancengleichheit zum Ausdruck. 
Die Schweiz könne zwar nicht als exemplarisch gelten, doch hätten die 
Schweizer Frauen seit 1971 das St imm- und Wahlrecht, seit 1976 gebe es 
eine Kommission fü r Frauenfragen und seit 1981 seien die Frauen auch in 
der Verfassung den Männern gleichgestellt. 
Verbot der Nachtarbeit für Frauen 
Zu den allgemeinen Schutzbestimmungen des ILO gehört das 1919 von der 
1. Arbeitskonferenz verabschiedete Uebereinkommen über das Verbot von 
Nachtarbeit f ü r Frauen und Kinder. Das Uebereinkommen wurde 1948 revi-
diert und lautete nunmehr auf ein Verbot der Nachtarbeit fü r Frauen in der 
Industrie. Die Internationale Arbeitskonferenz von 1985 rief angesichts der 
Entwick lung und der gesammelten Erfahrungen die Regierungen ihrer Mit-
gliedsländer auf, dieses Uebereinkommen neu zu überprüfen. 
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Z u m Verbot der Nachtarbeit f ü r Frauen wiederholte ein Schweizer Regie-
rungsvertreter den bereits 1971 gestellten Antrag auf Revision der Ueberein-
kun f t im Sinne einer Anpassung an die heutige Zeit. 
Anwendung der internationalen Arbeitsnormen 
Das Internationale Arbeitsamt wacht über die Anwendung der internationa-
len Arbei tsnormen, indem es seine Mitgliedsländer regelmässig um Rapporte 
b i t te t . Eine Kommission arbeitet dann jeweils einen Kontro l lber icht über die 
Anwendung der Normen aus. Die Konferenz bemängelte die ungenügende 
Zusammenarbeit zwischen Arbeitnehmer- und Arbeitgeberorganisationen auf 
dem Gebiet der Arbeitsaufsicht. In zahlreichen Ländern seien die Ueberprü-
fungsmöglichkeiten ungenügend. 
Sanktionen gegen Südafrika 
Die Kommission gegen die Apartheid in Südafrika legte der Internationalen 
Arbeitskonferenz einen Bericht und Schlussfolgerungen über die Lage in 
Südafrika vor (3). Im speziellen b i t te t die Arbeitskonferenz das Arbeitsamt, 
die Investit ionen in den "homelands" und ihre Auswirkungen auf die schwar-
zen Arbei ter zu prüfen, sowie Informat ionen zu veröffent l ichen über auslän-
dische Investit ionen und Bankkredite an Südafrika. Sie forder t die Regie-
rungen auf, das Embargo gegen Südafrika auch auf Waffenlieferungen auszu-
dehnen. Weiter forder t die Konferenz die Regierungen auf, keine Kredite 
und Investit ionen mehr in Südafrika zu tätigen oder dafür Exportr isikogaran-
t ien zu übernehmen und die Handelsbeziehungen mi t den "homelands" oder 
"bantoustans" abzubrechen. Die Kampagne fü r die Befreiung aller inhaftier-
ten Gewerkschafter und polit ischen Gefangenen soll verstärkt geführt 
werden. 
Der Bericht erwähnt namentl ich die Schweizerische Bankgesellschaft (SBG) 
und verurtei l t ihre Bankenpol i t ik in Südafrika. Die SBG w i rd gebeten, sofort 
den Verkauf von Krugerrands einzustellen. In einer Stellungnahme bedauer-
te der Schweizer Regierungsvertreter Hug, dass im Bericht nur eine Schwei-
zer Bank namentl ich erwähnt und gemassregelt werde. Er verwies auf die 
schweizerische Trad i t ion der Universalität in ihrer Aussenpoli t ik. Die Schwei-
zer Regierung verurteile die Apartheid-Pol i t ik , glaube aber nicht an die Wirk-
samkeit von Embargos. 
Der Bericht wurde per Konsens angenommen. 
Bericht des Generaldirektors 
In seinem Bericht an die Teilnehmer behandelte der Direktor des Internatio-
nalen Arbeitsamtes, Francis Blanchard, vor allem die Fragen der Berufsbe-
ziehungen und die Formel des dreigliedrigen Systems, welches unbestr i t ten 
als erfolgreiche Verhandlungsform anerkannt wurde. Zur Formel des drei-
gliedrigen Systems äusserte sich auch der Schweizer Regierungsvertreter Hug 
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posit iv; ohne die Formel des dreigliedrigen Systems wäre die Ausarbeitung 
und Durchsetzung internationaler Arbeisnormen undenkbar. 
Zu den sozialpartnerschaftl ichen Beziehungen berief sich Hug vor allem auf 
den sog. Arbeitsfr ieden (4). 
Weitere EntSchliessungen 
Die Internationale Arbeitskonferenz hat zwei Resolutionen allgemeiner Trag-
weite angenommen. Eine Resolution zur Notlage in A f r i ka , in der verstärkte 
Hilfe von den Industrieländern und den internationalen Organisationen ver-
langt w i rd . 
Eine zweite Resolution verlangt Massnahmen, um die Zunahme der Berufs-
risiken und Berufsunfälle in Zusammenhang mi t der Verwendung von gefähr-
lichen chemischen Substanzen und Produkten einzudämmen. Die Entschlies-
sung verlangt von den Direkt ionen der mult inat ionalen Gesellschaften, dass 
wel twei t in allen Filialen die gleichen Kont ro l len bei der Verwendung gefähr-
licher chemischer Substanzen geführt werden. Gegen diesen Paragraphen 
wehrten sich zahlreiche Arbeitgebervertreter; er Verstösse gegen die nationale 
Souveränität und das Prinzip dezentraler Unternehmensführung. 
Gastredner an der Internationalen Arbeitskonferenz war der indische Pre-
mierminister Rajiv Gandhi. 
Anmerkungen 
1) Uebereinkommen werden durch Zweidrittelmehrheit der Anwesenden verabschiedet. 
2) Für die Verabschiedung internationaler Uebereinkommen gilt das System der doppel-
ten Lesung: ein Geschäft wird an der einen Arbeitskonferenz vorgestellt und beraten 
und an der im Jahr darauf folgenden Konferenz definitiv beraten und verabschiedet. 
3) Die Arbeitskonferenz hat bereits 1981 an ihrer 67. Session eine Erklärung gegen die 
Apartheid-Politik in Südafrika abgegeben. 
4) Der Arbeitsfrieden, auch sozialer Frieden, wurde 1937 zwischen Arbeitgebern und 
Arbeitnehmern in der Maschinenindustrie in der Schweiz für die Dauer der Vertrags-
verhandlungen geschlossen und später ausgeweitet. Der Arbeitsfrieden wurde später 
auch in anderen Branchen geschlossen und findet sich heute sogar in der privatrecht-
lichen Regelung der kollektiven Arbeitsverträge. 
Quellen 
BIT, communiqués de presse de la Conférence. 
BIT, comptes rendus provisoires, Genève 1985. 
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9. U N C T A D 
9 . 1 . Zwanzig Jahre U N C T A D 
Die UNCTAD hat 1984 ihr zwanzigjähriges Bestehen gefeiert. Am 24. März 
1964 hielt der Generalsekretär Raul Prebisch die Eröffnungsrede zur ersten 
Konferenz für Handel und Entwicklung. Die UNCTAD wurde mit dem Ziel 
gegründet, die wirtschaftliche Entwicklung der Länder der Dritten Welt zu 
fördern; sie bot einen neuen Rahmen für internationale Diskussionen und 
Verhandlungen und entsprach somit dem Wunsche der Entwicklungsländer, 
die bestehenden multilateralen Institutionen durch eine Organisation zu er-
gänzen, die ihren spezifischen Bedürfnissen und Situationen Rechnung trägt. 
Mit der Gründung der U N C T A D w i rd auch ein neues Verfahren für die Ver-
handlungen zwischen den Industrieländern und den Entwicklungsländern — 
das System der politisch-geographischen Gruppen (1) — eingeführt. Die Ver-
handlungen erfolgen zwischen den verschiedenen Gruppen mi t ihren jeweil i-
gen Sprechern. Die Beschlussfassung im Rahmen der U N C T A D erfolgt nicht 
wie bei den Bretton-Woods-Inst i tut ionen Weltbank und Weltwährungsfonds 
auf der Basis der Stimmenzahl entsprechend den Quotenantei len; bei der 
U N C T A D werden die Beschlüsse auf der Grundlage der Stimmengleichheit 
und der Mehrheitsentscheidung gefasst, wobei jedes Land über eine Stimme 
verfügt. Die Organisation umfasst derzeit 168 Mitgliedstaaten; 24 Länder ge-
hören ihrem Lenkungsorgan, dem Rat fü r Handel und Entwick lung, an. 
Das zwanzigjährige Jubi läum der U N C T A D wurde im Herbst 1984 in Genf 
im Rahmen zweier verschiedener Anlässe gefeiert: 
Au f der 29. Tagung des UNCTAD-Rates im September erinnerte der General-
sekretär Gamani Corea an die wesentliche Aufgabe, mi t der die Organisation 
bei ihrer Gründung betraut wurde. Sie bet r i f f t die Funktionsweise des Welt-
wirtschaftssystems in seiner Gesamtheit sowie im besonderen den Entwick-
lungsprozess, der durch die Wechselwirkung von Bereichen wie Handel, Wäh-
rung und Finanzen beeinflusst w i rd . Der Sprecher der "Gruppe der 7 7 " er-
klärte seinerseits, dass die U N C T A D zum Sinnbild des weltweiten Konsens 
über die Entwicklung geworden sei. Er hob jedoch die Gefahren der derzeiti-
gen Schwächung des mult i lateralen Systems hervor. Der Sprecher der Gruppe 
B gab der Ueberzeugung Ausdruck, dass die U N C T A D als universelle Organi-
sation bei der Entwicklung der Weltwirtschaft weiterhin eine wichtige Rolle 
zu spielen habe. Er st immte einer Erklärung der "Gruppe der 7 7 " zu, gemäss 
der die U N C T A D sich weder fü r die Länder des Südens, noch fü r diejenigen 
des Nordens engagieren dürfe, sondern sich zugunsten eines Konsens für die 
Entwicklung einsetzen müsse. 
Der zweite Anlass zur Feier des zwanzigjährigen Bestehens der U N C T A D 
ergab sich in Form eines öffent l ichen Kol loquiums, das im November 1984 
abgehalten wurde und unter dem Mot to "Der Entwicklungsdialog in den 
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achtziger Jahren — Fortsetzung der Stagnation oder neuer Konsens?" stand. 
Beide Anlässe boten die Gelegenheit, über die Tätigkeit der U N C T A D Bilanz 
zu ziehen, aber auch, sich über die Gründe ihres derzeitigen Stillstands und 
über die künft ige Rolle der Organisation Gedanken zu machen. 
Anmerkung 
1) Seit der Gründung der UNCTAD sind die Mitgliedstaaten in vier Gruppen aufgeteilt: 
Gruppe A (Länder Afrikas und Asiens), Gruppe B (entwickelte Marktwirtschaftslän-
der), Gruppe C (Länder Lateinamerikas und der Karibik), Gruppe D (Planwirtschafts-
länder Osteuropas). Die Gruppen A und C bilden zusammen die "Gruppe der 77" 
(Entwicklungsländer). Einige Länder (wie Zypern, Malta und Rumänien) gehören die-
ser Gruppe an, ohne jedoch Mitglied der Gruppe A oder C zu sein. Umgekehrt gehört 
China der Gruppe A an, ist aber nicht Mitglied der "Gruppe der 77". Das von der 
UNCTAD errichtete Gruppensystem ist auch in anderen Organisationen und auf inter-
nationalen Konferenzen eingeführt worden. 
Quellen 
CNUCED-Bulletin: 205-septembre 1984, 206-octobre 1984 et 208-decembre 1984 - jan-
vier 1985. 
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9.2. 29. und 30. Session des UNCTAD-Rates 
Die beiden Tagungen des Rates für Handel und Entwicklung fanden in einer 
Atmosphäre statt , die durch die wenig erfreulichen Aussichten der Weltwir t -
schaft und die Infragestellung der U N C T A D seitens westlicher Länder, insbe-
sondere der USA, geprägt war. 
Die vom 10. bis 2 1 . September 1984 abgehaltene 29. Ratstagung brachte 
wenig Ergebnisse und war durch Meinungsverschiedenheiten gekennzeichnet. 
Der Ablauf der Amtszeit des UNCTAD-Generalsekretärs Gamani Corea zum 
Jahresende und die Frage einer Reform der Organisation belasteten die Zu-
kun f t mi t Ungewissheit. Au f dieser Tagung Hess der Vertreter der Vereinig-
ten Staaten zum ersten Mal einen förml ichen Au f ru f zugungsten einer Re-
f o r m der U N C T A D ergehen. Bezüglich der grundlegenden Themen auf der 
Tagesordnung wurden keinerlei Fortschri t te erzielt, und die Behandlung die-
ser Fragen wurde auf spätere Sessionen des Rates verschoben. 
Die vom 18. bis 30. März 1985 abgehaltene 30. Tagung des Rates stand im 
Zeichen des Wechsels an der Spitze der Organisation. Gamani Corea, der 
sein A m t als Generalsekretär der U N C T A D zehn Jahre lang innehatte, hielt 
vor dem Rat eine Abschiedsrede. Als stellvertretender Generalsekretär der 
U N C T A D wandte sich Alister Mcln tyre zum ersten Mal in einer Ansprache 
an die Ratsmitglieder. Er forderte sie insbesondere auf, ihre Bemühungen im 
Hinbl ick auf eine Inbetriebnahme des Gemeinsamen Rohstof f fonds zu ver-
stärken. Diese Tagung war durch einen gewissen Geist der Zurückhal tung 
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und Kompromissbereitschaft gekennzeichnet. Ein Zeichen hierfür war die 
durch Konsens angenommene EntSchliessung betreffend den Beitrag der 
U N C T A D im Dienstleistungssektor. 
Die 29. Ratstagung 
In der allgemeinen Debatte auf der Herbsttagung des Rates wurde die Frage 
der gegenseitigen Abhängigkeit zwischen den Problemen des Handels, der 
Entwicklungsfinanzierung und des internationalen Währungssystems ausführ-
lich erörtert . Das UNCTAD-Sekretar iat und einige Entwicklungsländer ver-
traten die Meinung, dass das Welthandelssystem und das internationale Zah-
lungssystem den gegenwärtigen Problemen der internationalen Gemeinschaft 
nicht mehr gerecht werden können. Daher seien umfassende Reformen dieser 
Systeme erforder l ich. In diesem Zusammenhang betont der UNCTAD-Ber icht 
über Handel und Entwicklung — das Hauptdokument dieser Ratstagung -
die Notwendigkei t einer Neustrukturierung der betreffenden Systeme. Dieser 
Standpunkt wurde von der Gruppe B nicht geteilt. Letztere war vielmehr der 
Ansicht, dass diese Systeme in einer Reihe von Krisen, zum Beispiel bei der 
Lösung von Problemen des Protektionismus, der Strukturanpassungen und 
der Verschuldung, ihre Dauerhaft igkeit, Gesundheit und Lebensfähigkeit 
bewiesen haben (1). 
Was die Wel tkon junk tur bet r i f f t , so waren die Meinungen in Bezug auf die 
Auswirkungen der Erholung der amerikanischen Wirtschaft geteilt. Lediglich 
die Gruppe B vertrat die Ansicht, dass dieser Wirtschaftsaufschwung die 
Wachstumsaussichten der Entwicklungsländer positiv beeinflusse und dass 
der Einfluss sich mi t der Zeit verstärken werde. Der UNCTAD-Ber icht und 
die "Gruppe der 7 7 " unterstrichen hingegen die Notwendigkei t spezifischer 
Massnahmen zur Wiederbelebung des Wirtschaftswachstums in den Entwick-
lungsländern. 
Die Probleme der internationalen Verschuldung wurden ebenfalls auf der Ple-
nartagung des Rates behandelt. Gemäss der Erklärung der "Gruppe der 7 7 " 
erfordert der Anpassungsprozess der Wirtschaft der Entwicklungsländer eine 
Reduzierung der protektionist ischen Massnahmen seitens der Industrieländer 
und eine Senkung der realen Zinssätze. Diese Massnahmen, sowie eine Re-
f o r m des Weltwährungssystems seien notwendig, um die sozialen Kosten der 
Anpassung zu verringern und Wachstum und Entwicklung zu beleben. 
Ein weiteres Thema auf der Tagesordnung war die Tätigkeit der U N C T A D im 
Dienstleistungssektor. Diese Frage wurde wegen NichtZustandekommen eines 
Konsens auf eine spätere Session des Rates verschoben. Die Frage der Tätig-
keit der U N C T A D im pharmazeutischen Sektor wurde ebenfalls vertagt; in 
diesem Bereich gab es insbesondere über die Def in i t ion der jeweiligen Rolle 
der U N C T A D und der WHO Meinungsverschiedenheiten. 
Schliesslich Hess der amerikanische Vertreter auf dieser Session einen fö rml i -
chen Au f ru f zugunsten einer Reform der U N C T A D ergehen. 
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Die 30. Ratstagung 
Auf seiner Tagung im März 1985 befasste sich der Rat mi t den Problemen 
der Verschuldung und der Entwicklung der ärmsten Länder. In Anbetracht 
des Anstiegs des externen Schuldenvolumens und des Schuldendienstes dieser 
Länder forderte die "Gruppe der 7 7 " die Herabsetzung ihrer Schuldenlast 
und die Bereitstellung zusätzlicher Entwicklungshi l fe in Form einer nicht 
gebundenen und rasch zur Verfügung gestellten Zahlungsbilanzhilfe. Die 
Gruppe B war ihrerseits der Ansicht, dass das Ergebnis der vom Rat 1978 
verabschiedeten EntSchliessung, welche die Industrieländer zu einer Um-
struktur ierung der Schulden der öf fent l ichen Entwicklungszusammenarbeit 
auf forder t , als erfolgreich anzusehen sei. Sie t rat fü r eine Verstärkung des 
Konsens hinsichtl ich dieser Frage ein, da die öf fent l iche Entwicklungshi l fe 
die Hauptquelle der externen Finanzierung der ärmsten Länder ist. 
Die Diskussion betreffend die künft ige Arbei t der U N C T A D auf dem Dienst-
leistungssektor wurde auf dieser Tagung wieder aufgenommen. Es wurde 
diesbezüglich ein Konsens erzielt, und der Rat verabschiedete eine einstim-
mig angenommene Resolution zu dieser Frage. Neben den Akt iv i tä ten , die in 
einzelnen Bereichen des Dienstleistungsgewerbes bereits aufgenommen wur-
den, w i rd die Rolle der U N C T A D im Dienstleistungssektor erheblich ver-
stärkt. Gemäss dem Wort laut der verabschiedeten EntSchliessung erstreckt 
sich diese Rolle jetzt auf die Konzept ion (die Def in i t ion der Dienstleistun-
gen), auf die nationale und internationale Rechnungslegung (die Verstärkung 
der Datenbasis) und auf die Forschung (die Rolle der Dienstleistungen im 
Entwicklungsprozess). Ferner kann die U N C T A D fü r Forschungsarbeiten, 
die in den Mitgliedsländern bezüglich der Rolle der Dienstleistungen unter-
nommen werden, Unterstützung gewähren. 
Eine zweite Entschliessung wurde vom Rat über den Protektionismus und 
die Strukturanpassung der Volkswirtschaften verabschiedet. Es handelt sich 
dabei unter anderem um eine Bestätigung der von den Industrieländern 1983 
auf der Konferenz von Belgrad eingegangenen Verpf l ichtung, keine weiteren 
protektionist ischen Massnahmen mehr einzuführen und den Umfang der be-
stehenden Massnahmen zu verringern. 
Des weiteren wurde ein Beschluss gefasst, in dem das UNCTAD-Sekretar iat 
aufgefordert w i r d , eine Studie über die Auswirkung der neuen Technologien 
auf Handel und Entwicklung und insbesondere auf die Ausfuhren der Ent-
wicklungsländer durchzuführen. 
Die Aussprache über die Funktionsweise und die Reform der U N C T A D wurde 
auf der 30. Tagung des Rates fortgesetzt. 
Anmerkung 
1) CNUCED-Bulletin, 206-octobre 1984, p. 6. 
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Quellen 
CNUCED, Communiqués de presse TAD/INF/1596-98, 1603, 1666, 1668, 1670. 
CNUCED-Bulletin, 206-octobre 1984. 
Trade and Development Report 1984, UNCTAD, New York, 1985. 
9.3. Bilanz der Tätigkeit der U N C T A D 
Dem Auftrag der U N C T A D gemäss erstreckt sich ihre Tätigkeit auf relativ 
viele Bereiche, und die von ihr erzielten Leistungen sind entsprechend zahl-
reich. Jedoch haben nicht alle Ergebnisse die gleiche Tragweite. Bei einigen 
handelt es sich um internationale Verträge rechtl ich bindenden Charakters. 
Viele andere haben hingegen die Form von Empfehlungen oder Ermahnun-
gen, in denen ein Wunsch zum Ausdruck gebracht oder der Wille zur Einge-
hung einer Verpf l ichtung bekundet w i r d , und die keinerlei rechtsverbindliche 
Beziehungen zwischen den Parteien schaffen. Dies gilt zum Beispiel für die 
EntSchliessungen, wobei diese nicht der Rat i f ikat ion der Staaten bedürfen. 
Das Gewicht einer Resolution hängt unter anderem von den Bedingungen ab, 
unter denen sie verabschiedet wurde, das heisst ob sie einst immig oder durch 
Konsens, mi t dem ausdrücklichen oder schweigenden Einverständnis der In-
dustrieländer, mi t oder ohne Vorbehalte usw. angenommen wurde. 
Die wichtigsten Tätigkeitsbereiche der U N C T A D im Laufe ihres zwanzigjäh-
rigen Bestehens sind die drei folgenden: der internationale Rohstoffhandel, 
der Welthandel mi t Fertigwaren und Halbfert igwaren, sowie die Währungs-
und Finanzprobleme einschliesslich der Fragen betreffend die Verschuldung 
und die öf fent l iche Entwicklungszusammenarbeit. 
9 .3 .1 . Welthandel m i t Rohstoffen 
Infolge ihrer Eingliederung in das System der internationalen Arbeitstei lung 
hängen viele Entwicklungsländer vom Export einiger Rohstoffe als haupt-
sächliche Deviseneinnahmequelle ab. Die wirtschaft l iche Entwicklung dieser 
Länder hängt somit vom Bestehen einträglicher und relativ stabiler Preise für 
diese Produkte ab. Diese Preisbedingungen versucht die U N C T A D durch Ver-
handlungen über den Abschluss internationaler Preisstabilisierungsabkom-
men zu erreichen. Ferner soll durch den Abschluss von Abkommen über Zu-
sammenarbeit und Entwicklung unter anderem der Zugang der Produzenten-
länder zur Verarbeitung, Vermarktung und Vertei lung der Rohstoffe geför-
dert werden. Das wichtigste Ergebnis in diesem Bereich ist das Integrierte 
Rohstof fprogramm. Die Annahme dieses Programms sowie der Beschluss, 
einen gemeinsamen Fonds zur Finanzierung der Ausgleichslager zu schaffen 
und Kooperat ionsabkommen abzuschliessen, gehen auf die U N C T A D IV von 
1976 in Nairobi zurück. Das Abkommen über die Statuten des Gemeinsamen 
Rohstoffonds wurde 1980 nach langwierigen und schwierigen Verhandlungen 
abgeschlossen. Es sieht die Eröf fnung von zwei Konten vor, von denen das 
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erste zur Finanzierung der Ausgleichslager dient, während das zweite zur 
Finanzierung sonstiger Massnahmen, wie Forschung, Produktivitätsverbesse-
rungen, Unterstützung der Entwicklungsländer bei der Vermarktung und der 
Verarbeitung ihrer eigenen Rohstoffe best immt ist. Zur Inbetriebnahme des 
Fonds sind zwei Bedingungen erforder l ich. Z u m einen muss das Abkommen 
von mindestens 90 Staaten, die zusammen zwei Dri t te l der vorgesehenen 
direkten Beiträge aufbringen, rat i f iz iert werden. Z u m anderen müssen 50% 
der freiwi l l igen Beiträge auf das zweite Konto eingezahlt sein. Diese Bedin-
gung ist bereits er fü l l t . Hingegen haben bis jetzt (März 1985) nur 84 Staaten, 
die zusammen 50,4% der obligatorischen Beiträge ausmachen, das A b k o m -
men rat i f iz iert . Das Abkommen zur Schaffung des Rohstoffonds ist bislang 
weder von den Vereinigten Staaten noch von der Sowjetunion rat i f iz iert wor-
den. Es handelt sich hierbei um zwei entscheidende Staaten, die zusammen 
aufgrund der von ihnen zu zahlenden hohen Beiträge das Inkraf t t reten des 
Abkommens verhindern können. Die Schweiz hat das Abkommen 1983 rati-
f iz iert . 
Was die Rohstoffverhandlungen bet r i f f t , so umfasste die EntSchliessung der 
Konferenz von Nairobi 18 Rohstoffe (siehe Anmerkung (1) ). Unter den 
bestehenden Rohstof fabkommen, deren Laufzeit zu Ende ging, konnten 
lediglich die internationalen Abkommen über Zinn und Olivenöl in Ueberein-
st immung mi t dem Integrierten Rohstof fprogramm abgeschlossen werden. 
Bezüglich des internationalen Kakaoabkommens verliefen die Verhandlungen 
1984 und 1985 über den Abschluss eines vierten Abkommens ergebnislos, so 
dass das dr i t te internationale Kakaoabkommen bis 30. September 1985 ver-
längert wurde. Betreffend die neuen Rohstof fabkommen konnten bis jetzt 
lediglich die Abkommen über Naturgummi, Jute und Tropenhölzer ange-
nommen werden. Bei den beiden letzteren handelt es sich um Abkommen 
über Zusammenarbeit und Entwick lung, die keine Preisstabilisierungsmass-
nahmen vorsehen. Es ist derzeit noch zu f r ü h , um ihre Ergebnisse zu beur-
tei len. 
Die im Rahmen der U N C T A D abgeschlossenen internationalen Rohstoffab-
kommen sind somit n icht sehr zahlreich und umfassen nicht alle wicht igen 
von den Entwicklungsländern ausgeführten Produkte. Wenn einige dieser Ab-
kommen bei der Preisentwicklung der betreffenden Produkte auch eine posi-
tive Rolle gespielt haben, so entspricht ihre Bedeutung jedoch keineswegs 
den in Bezug auf die Preisstabilisierung festgesetzten Zielen. Die zur Verwirk-
lichung dieser Ziele vorgesehenen Mechanismen sind die Ausgleichslager, zu 
denen gegebenenfalls Ergänzungsmassnahmen, wie Exportquoten usw. hinzu-
kommen. 
Die Schweiz gewährt dem Integrierten Rohstof fprogramm und seinem Ziel 
der Preisstabilisierung weiterhin ihre Unterstützung. Sie gehört sieben inter-
nationalen Rohstof fabkommen an, von denen zwei längerfristige Koopera-
tions- und Entwicklungsabkommen sind. 
3 2 
9.3.2. Welthandel m i t Fertigwaren und Halbfabrikaten 
Das wichtigste Resultat, das die U N C T A D im Bereich der Fertig- und Halb-
fert igwaren aufzuweisen hat, ist die Einführung des Allgemeinen Zollpräfe-
renzsystems (APS) durch die Industrieländer im Jahre 1971 . Das Abkommen 
über das APS wurde 1968 auf der U N C T A D II in New Delhi verabschiedet. 
Aufgrund dieses Systems unterstehen die Fert igprodukte und Halbfertig-
waren aus den Entwicklungsländern bei ihrer Einfuhr in die Industrieländer 
einer Vorzugsbehandlung. Das Zollpräferenzsystem hat einen allgemeinen, 
nichtdiskriminierenden und nicht gegenseitigen Charakter. Es bildet somit 
eine Abweichung vom Prinzip der Meistbegünstigungsklausel, dem Grund-
pr inzip des G A T T (2). Bei der Gründung der U N C T A D war eine der Haupt-
forderungen der Entwicklungsländer, in ihren Handelsbeziehungen zu den 
Industriestaaten, insbesondere bei der Ausfuhr von Fertigwaren, deren 
Entwicklung sie anstrebten, die Nicht-Gegenseitigkeit zu erlangen. Das 
Ziel des Zollpräferenzsystems ist es daher, die Industrialisierung der armen 
Länder zu fördern und ihre Exporteinnahmen zu steigern. Das APS umfasst 
derzeit 16 verschiedene Zollpräferenzsysteme, die von 19 Marktwirtschafts-
ländern und 5 sozialistischen Staaten Osteuropas angewandt werden. Das 
ursprüngliche Abkommen sah fü r die Präferenzsysteme eine Laufzeit von 
zehn Jahren vor. Al le auslaufenden Systeme sind erneuert worden. 
Die Schweiz wandte die Zollpräferenzen im Rahmen des Allgemeinen Präfe-
renzsystems ab 1. März 1972 an. 1981 bil l igte das Parlament deren Verlänge-
rung bis zum Winter 1992. 1982 kamen weitere Zollpräferenzen zugunsten 
der am wenigsten entwickel ten Länder zur Anwendung. Aufgrund dieser 
Vereinbarungen können alle Industriegüter sowie gewisse Agrarprodukte aus 
diesen Ländern zol l frei in die Schweiz eingeführt werden. 
Was die Ergebnisse des Allgemeinen Präferenzsystems bet r i f f t , so sind die 
Einfuhren mi t begünstigten Zollsätzen gemäss einer Schätzung des UNCTAD-
Sekretariats zwischen 1976 und 1982 von 12 Mia Dollar auf rund 32 Mia 
Dollar gestiegen. Somit hat das Präferenzsystem zur Entwick lung der Aus-
fuhren von Fertigwaren aus den Entwicklungsländern beigetragen und war 
auch dem Welthandel im allgemeinen förder l ich. Jedoch sind die beste-
henden Präferenzsysteme häufig Aenderungen unterworfen und können 
grosse Unterschiede in Bezug auf das Ausmass der Zollsenkungen und die 
Liste der betroffenen Produkte aufweisen. V o m Standpunkt der Entwick-
lungsländer aus gesehen ist der Anwendungsbereich der Zollpräferenzsysteme 
unbefriedigend, da Agrarprodukte und stark arbeitsintensive Ar t ike l wie Tex-
t i l ien und Schuhwaren weitgehend ausgeschlossen werden können. In den 
letzten Jahren wurden die Präferenzsysteme effekt iven Beschränkungen und 
Ausschlüssen unterwor fen, die fü r das Anwachsen des Protektionismus in 
den Industrieländern kennzeichnend sind. Die Einführung der Graduations-
massnahmen ist ein Beispiel in dieser Hinsicht. (3) Es ist zu erwähnen, dass 
hauptsächlich die neu industrialisierten Länder aus dem Allgemeinen Zol lprä-
ferenzsystem Nutzen gezogen haben. 
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9.3.3. Weitere Akt iv i tä ten 
Der dr i t te wesentliche Tätigkeitsbereich der U N C T A D bet r i f f t Währungs-
und Finanzfragen einschliesslich der Entwicklungshi l fe. Bis jetzt sind die 
erreichten Ergebnisse auf die öf fent l iche Entwicklungszusammenarbeit be-
schränkt. Es handelt sich dabei um die Verwirk l ichung einer EntSchliessung 
des Rates von 1978 über die Umstruktur ierung der Schulden der ö f fent l i -
chen Entwicklungszusammenarbeit betreffend die ärmsten Länder. Nach den 
Schätzungen des UNCTAD-Sekretariats haben 17 Gläubigerländer diesbezüg-
liche Massnahmen zugunsten von 58 armen Ländern in Höhe von insgesamt 
6,2 Mia Dollar getrof fen. Z u m anderen ist die allgemeine Annahme des Ziels 
seitens der entwickel ten Länder — mi t Ausnahme der Vereinigten Staaten 
und der Schweiz — , 0,7% ihres Bruttosozialprodukts für die öf fent l iche Ent-
wicklungshi l fe bereitzustellen, auf die Init iative der U N C T A D zurückzufüh-
ren. Gemäss den Statistiken des Entwicklungshilfeausschusses der OECD be-
trug der Antei l der öf fent l ichen Entwicklungszusammenarbeit der Mitgl ied-
staaten an ihrem BSP 1984 durchschnit t l ich 0,36%. Im Fall der Schweiz 
erreichte er 0,30%. 
Schliesslich ist die Tät igkeit der U N C T A D im Bereich der wettbewerbsbe-
schränkenden Geschäftspraktiken, der Konferenzen über mari t ime Fragen 
und über die Registrierung von Schif fen, des Technologietransfers und der 
Zusammenarbeit zwischen den Ländern der Dr i t ten Welt zu erwähnen. In 
diesen Bereichen wurden Empfehlungen, Verhaltenskodexe und sonstige Be-
stimmungen ausgearbeitet. 
Die Ergebnisse der unter der Schirmherrschaft der U N C T A D geführten Ver-
handlungen sind, verglichen mi t den angestrebten Zielen, insbesondere denen 
der Entwicklungsländer, eher spärlich. Doch beschränken sich die Leistungen 
der U N C T A D nicht auf die greifbaren Verhandlungsergebnisse. In ihrer Rolle 
als internationales Forum fü r Entwicklungsfragen hat die Organisation zahl-
reiche Anregungen gegeben und Init iativen eingeleitet. Die Untersuchungen 
des UNCTAD-Sekretariats haben die wachsende Interdependenz zwischen 
dem Entwicklungsprozess und den Handels-, Währungs- und Finanzproble-
men im Rahmen der Weltwirtschaft deutl ich gemacht. 
Anmerkungen 
1) Es handelt sich um folgende Produkte: Kaffee, Tee, Kakao, Bananen, Baumwolle und 
Baumwollgarn, Jute und Juteartikel, Hartfasern und Hartfaserprodukte, Kupfer, Zinn, 
Eisenerz, Mangan, Bauxit, Phosphate, Gummi, tropische Hölzer, Zucker, Fleisch, sowie 
pflanzliche Oele einschliesslich Olivenöl und Oelsamen. 
2) Gemäss der Meistbegünstigungsklausel sind alle Vertragsparteien (d.h. die durch den 
Vertrag gebundenen Staaten) verpflichtet, sich bezüglich der Anwendung und der Ver-
waltung der Einfuhr- und Ausfuhrzölle und -steuern gegenseitig eine Behandlung zu-
kommen zu lassen, die ebenso günstig ist wie diejenige, die sie einem beliebigen ande-
ren Land gewähren. (Allgemeines Zoll- und Handelsabkommen, Artikel 1). 
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3) Das Graduationsprinzip bietet den Ländern, die es anwenden, die Möglichkeit, die ge-
währten Zollpräferenzen dem Entwicklungsstand, der Finanzlage und der Wettbewerbs-
fähigkeit der Empfängerländer anzupassen. 
Quellen 
CNUCED, Communiques de presse TAD/INF/1673, 1694. 
Cuttat Jacques, La CNUCED a vingt ans, Conférence, Genève, 1984. 
ED, no 12, 1982. 
Haquani Zalmai, Le nouvel ordre commercial international, Economica, Paris, 1984. 
NZZ 19.6.1985, 27.7.1985. 
9.4. Kr i t i k an der Rolle und Funktionsweise der U N C T A D 
Die Kritik der USA 
Im Frühjahr 1984 Messen die Amerikaner auf informelle A r t ihre Vorschläge 
betreffend Reformen der U N C T A D umgehen. Der erste formelle Au f ru f in 
dieser Hinsicht erging durch den amerikanischen Sprecher auf der 29. Tagung 
des UNCTAD-Rates im September des gleichen Jahres. Die Kr i t ik der USA 
lässt sich wie fo lgt zusammenfassen: Die U N C T A D habe versucht, ein für alle 
Länder gültiges einheitliches Entwicklungsmodell auszuarbeiten, während die 
Bedürfnisse und Prioritäten dieser Länder jedoch verschieden sind. Nach Mei-
nung der Amerikaner legt das Modell der U N C T A D zu viel Nachdruck auf 
Globallösungen und auf die Kontrol le der Wirtschaft durch den Staat. Die 
Rolle des freien Marktes und der Innenpol i t ik sei in den Studien des UNCTAD-
Sekretariats vernachlässigt worden. Zum anderen werden Mit te l vergeudet, 
da die U N C T A D sich auch mi t Fragen befasse, die andernorts behandelt wer-
den sollten. Die Vereinigten Staaten haben beispielsweise nicht zugelassen, 
dass die U N C T A D sich mi t der Frage eines Verhaltenskodex fü r die pharma-
zeutische Industrie befasst (1). Schliesslich würden die Entwicklungsländer 
zu viele politische EntSchliessungen zur Abst immung vorlegen, was auf 
Kosten der konkreten Arbei t in den Kommissionen und Ausschüssen gehe. 
Nach Darlegung des amerikanischen Vertreters sei es das Ziel der einzufüh-
renden Reformen, die Arbei t der Organisation im Interesse aller Mitgliedstaa-
ten wirksamer zu gestalten und einen Ausweg aus der jetzigen Lage zu f inden. 
Die Arbeitsgruppe der Industrieländer 
Seit 1984 haben sich die Länder der Gruppe B zu einer Arbeitsgruppe zu-
sammengetan, um eine informelle Aussprache über die möglichen Verbesse-
rungen der Funktionsweise der U N C T A D zu führen. Es ging dabei haupt-
sächlich um die Verfahren und die Arbeitsmethoden der Organisation, von 
denen einige als ineff iz ient angesehen werden. Die Arbeitsgruppe hof f t , 
dass eine Verbesserung dieser Verfahren und Methoden eine positive Auswir-
kung auf den Verlauf der Arbeiten betreffend die grundlegenden Probleme 
haben werde. Es wurden Reformvorschläge ausgearbeitet und den anderen 
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Gruppen unterbreitet. Diese zielen zum Beispiel darauf ab, die Tagungen des 
Rates besser vorzubereiten und eine Ueberlastung der Tagesordnung künf t ig 
zu vermeiden. Eine der zu diesem Zweck vorgeschlagenen Lösungen ist, am 
Ende jeder Ratstagung den Vorsitzenden der nächsten Tagung zu ernennen 
und ihm eine bedeutendere Rolle einzuräumen. Weiterhin fasste man die 
Idee einer in zwei Phasen erfolgenden Jahrestagung ins Auge. Und zwar 
würde man eine kurze Herbstsession zur Erledigung der laufenden Geschäfte 
und zur Festsetzung des Terminkalenders der diversen Sitzungen abhalten; 
dieser würde im Frühjahr eine längere Tagung folgen, auf der man sich mi t 
den grundlegenden Problemen befassen würde. Ferner ist die Arbeits-
gruppe der Ansicht, dass der Verhandlungsprozess an Wirksamkeit gewinnen 
würde, wenn es gelänge, zwischen den verschiedenen Gruppen mehr off iziel le 
und inoff iziel le Kontakte zu errichten und derartige Kontakte zu verbessern. 
Was die Rolle der U N C T A D im gegenwärtigen System der mult i lateralen Zu-
sammenarbeit bet r i f f t , so sind die Industrieländer der Meinung, dass die 
Organisation in den meisten Bereichen des Welthandels und der Währungs-
und Finanzfragen lediglich eine ergänzende Diskussions- und Analyserolle 
haben könne, da die Hauptrol le dem G A T T und dem internationalen Wäh-
rungsfonds zukomme. 
Die Haltung der nordischen Länder 
Die nordischen Länder — Dänemark, Finnland, Norwegen und Schweden -
beraten sich gewöhnlich auf internationaler Ebene, um gemeinsame Posi-
t ionen festzulegen. Anlässlich der Debatte über die Rolle der U N C T A D , die 
auf der 30. Tagung des Rates im März 1985 stat t fand, wies der Sprecher der 
nordischen Länder die Ansicht zurück, dass Reformen der Verfahren und 
Arbeitsmethoden der Organisation Fortschrit te in Bezug auf die grundlegen-
den Fragen ersetzen könnten. Die Priori tät müsse daher dem Versuch einge-
räumt werden, die Diskussionen zu diesen Fragen wieder in Gang zu bringen. 
Ferner sind die skandinavischen Länder der Meinung, dass die U N C T A D ein 
Forum fü r Analysen und Debatten aber auch für Verhandlungen sein müsse. 
Sie halten es ferner für zweckmässig, dass die UNCTAD-Mitg l ieder zu allen 
Problemen, die in den Aufgabenbereich der Organisation fal len, zuweilen 
Empfehlungen annehmen. 
Die Haltung der Schweiz 
Als Kleinstaat mi t einer stark exportor ient ier ten Volkswir tschaft , die fü r ihre 
Rohstoffversorgung vom Ausland und insbesondere von den Dr i t ten Welt ab-
hängt, ist die Schweiz daran interessiert, dass das System der mult i lateralen 
Zusammenarbeit reibungslos und zum Nutzen aller funk t ion ier t . Die Schweiz 
gehörte 1964 zu den Gründerländern der U N C T A D und erkennt die sehr 
nützl iche Rolle der Organisation im Nord-Süd-Dialog an. Sie wünscht an den 
Bemühungen zur Wiederingangsetzung dieses Dialogs und zur Verbesserung 
der Funktionsweise der Organisation tei lzunehmen und gehört daher der 
Arbeitsgruppe der Industrieländer an. 
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Die U N C T A D ist gegenwärtig durch die Vertrauenskrise, die einen Teil der 
Beziehungen zwischen den Regierungen des Nordens und des Südens betr i f f t , 
sowie durch eine Tendenz zur Politisierung der Debatten gekennzeichnet. In 
diesem Zusammenhang w i rd mi t Bedauern die Tendenz festgestellt, in den 
Plenarsitzungen über politische Texte abstimmen zu lassen, anstatt über kon-
krete Probleme zu verhandeln. Die jüngste Entwicklung der U N C T A D in 
dieser Hinsicht w i rd jedoch als positiv gewertet. 
V o m Standpunkt der Schweiz aus gesehen muss die U N C T A D einerseits ein 
Ort des Nachdenkens über das Entwicklungskonzept sein und andererseits 
einen Rahmen bieten fü r Verhandlungen, die zu praktischen Beschlüssen 
führen. Es geht darum, zwischen diesen beiden Rollen wieder ein Gleichge-
wich t herzustellen. Zu diesem Zweck sollten zwischen den Partnern, die an 
der Lösung derselben Probleme interessiert sind, zwanglose Kontakte gepflegt 
werden. Z u m anderen sollte es sich das Sekretariat der U N C T A D angelegen 
sein lassen, im Dienste aller Mitgliedstaaten, einschliesslich jener der Gruppe B, 
zu w i rken . Seine Studien sollten der Pluralität der Entwicklungsmodelle bes-
ser Rechnung tragen, was zu vollständigeren und zweckmässigeren Unterlagen 
führen würde. Die neue Ausrichtung des Sekretariats in diesem Bereich w i rd 
von der Schweiz begrüsst. 
Die Reaktion der "Gruppe der 77" 
Als Reaktion auf die Anträge über Reformen der Verfahren der U N C T A D 
forderte die "Gruppe der 7 7 " ihrerseits die Industrieländer auf, mehr pol i-
tisches Entgegenkommen zu zeigen, um Fortschrit te in den Diskussionen 
betreffend die Grundprobleme zu ermöglichen. Die Gruppe erklärte sich 
jedoch damit einverstanden, Lösungen zu untersuchen, die zur Verbesserung 
der Effizienz der Organisation beitragen könnten. Der Sprecher der "Gruppe 
der 7 7 " wies aber darauf h in, dass gewisse Aenderungen von der Gruppe 
nicht akzeptiert würden. Erstens werde sie sich jedem Versuch widersetzen, 
den Aufgabenbereich der U N C T A D einzuschränken. Zweitens werde sie kei-
nerlei Aenderungen unterstützen, die sie daran hindern würden, die U N C T A D 
als ein politisches Forum zu nützen, das die Einführung von Veränderungen 
im System erlaube, auch wenn diese Veränderungen von einer bestimmten 
Ländergruppe kurzfr ist ig nicht als akzeptabel angesehen werden. (2) 
Anmerkungen 
1) Es sei vermerkt, dass andere Länder der Gruppe B, insbesondere die Schweiz, die Hal-
tung der USA zu diesem Punkt teilen. 
2) CNUCED, Communique de presse TAD/INF/1669, 26 mars 1985. 
Quellen 
CNUCED, Communique de presse TAD/INF/1669, 26 mars 1985. 
CISIUCED-Bulletin, no 206-octobre 1984. 
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9.5. Rohstoffe 
9 .5 .1 . Internationales A b k o m m e n über Naturkautschuk 
V o m 22. Apr i l bis 8. März 1985 fand in Genf eine erste Serie von Verhand-
lungen über den Abschluss eines zweiten Naturkautschukabkommens statt. 
Aufgrund bestehender Meinungsverschiedenheiten, insbesondere in Bezug 
auf den neuen Interventionspreis, konnte die Konferenz ihr Ziel nicht errei-
chen. Das derzeitige Abkommen läuft im Oktober 1985 aus; es wurde vom 
Internationalen Rat fü r Naturkautschuk bis Ende 1987 verlängert. 
Das 1979 unterzeichnete Naturkautschukabkommen war das erste seiner 
Ar t , das im Rahmen des Integrierten Rohstoffabkommens abgeschlossen 
wurde. Zur Gewährleistung der Handels- und Preisstabilität sah das A b k o m -
men den Mechanismus des Ausgleichslagers vor. Rund 50 Länder nahmen an 
der Konferenz te i l . Die Einfuhrländer brachten ihre Zufr iedenheit über das 
derzeitige Abkommen zum Ausdruck. Letzteres habe sich laut ihrem Spre-
cher gut bewährt, und das Ziel der Marktstabil isierung sei t ro tz der Rezession 
der Weltwir tschaft erreicht worden. Folglich strebten die Einfuhrländer den 
Abschluss eines neuen Abkommens ohne wesentliche Aenderungen an. 
Die Ausfuhrländer forderten ihrerseits eine Verstärkung des jetzigen A b k o m -
mens, insbesondere zur Garantie einträglicher Preise. Sie verlangten daher 
eine Anhebung des Preisbandes, um der Steigerung der Produktionskosten 
und der Inf lat ion Rechnung zu tragen. Sie waren ferner der Ansicht, dass das 
Ausgleichslager durch Exportkontrol lmassnahmen ergänzt werden müsse. 
Schliesslich beanstandeten die Produzentenländer die ihrer Meinung nach 
ungleiche Auf te i lung der Finanzierung des Ausgleichslagers. Dem derzeitigen 
Abkommen gehören 7 Ausfuhrländer und 25 Einfuhrländer an, wobei jede 
Gruppe die Hälfte dieser Finanzierung übern immt. 
Die Haltung der Schweiz 
Die Schweiz ist dem Naturkautschukabkommen im Sommer 1982 beigetreten. 
Da das Land keinen bedeutenden Gummimark t hat, w i rd die schweizerische 
Wirtschaft von den Verhandlungen nur in beschränktem Masse betrof fen. 
Die Schweiz unterstützt jedoch den Abschluss eines zweiten Abkommens, 
insofern als jedes Abkommen den Abschluss weiterer Uebereinkommen posi-
t iv beeinflussen kann. Allgemein unterstützt die Schweiz, im Rahmen der 
bestehenden Rohstof fabkommen, die Einführung zusätzlicher Massnahmen 
neben dem Ausgleichslager, um das Marktgleichgewicht langfristig besser zu 
gewährleisten. 
Quellen 
Actualité i3M, no 3/85. 
NZZ 23.4.1985. 
CNUCED, Communiqués de presse TAD/INF/1678, 1681, 1684, 1687. 
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9.5.2. Internationales Kakaoabkommen 
Die zweite und dr i t te Verhandlungsrunde der Konferenz über den Abschluss 
eines vierten Internationalen Kakaoabkommens, die im Oktober 1984 bzw. 
im Februar und März 1985 in Genf statt fanden, sind gescheitert. Das dr i t te 
Abkommen läuft am 30. September 1985 aus. Auf seiner Tagung im Juli 
1985 hat der Internationale Kakaorat das Abkommen bis Ende September 
1986 verlängert. 
Rund 70 Länder nahmen an diesen Verhandlungen te i l , einschliesslich des 
Hauptausfuhrlandes, der Elfenbeinküste. Die Vereinigten Staaten waren als 
Haupteinfuhrland lediglich als Beobachter vertreten. Diese beiden Länder 
waren dem Abkommen von 1980 nicht beigetreten. An diesen Verhandlun-
gen nahmen 20 Produzentenländer mi t rund 70% der Weltexporte und 23 
Einfuhrländer mi t rund 65% der Welt importe te i l . Die Positionen der Produ-
zenten- und Konsumentenländer hinsichtl ich der wirtschaft l ichen Bestim-
mungen des neuen Abkommens stellten sich als unvereinbar heraus. Man-
gelnde Einigkeit über das Niveau der Interventionspreise und über den 
Mechanismus zur Revision dieser Preise brachte die Verhandlungen zum 
Scheitern. Zwar bestand ein Konsens bezüglich der Notwendigkei t eines 
grundlegenden Regulierungsmechanismus, d.h. des Ausgleichslagers. Jedoch 
wurde keine förml iche Einigung über die Form ergänzender Massnahmen zur 
Verstärkung des Ausgleichslagersystems und insbesondere über den von der 
EWG vorgeschlagenen Marktrückzugsmechanismus für die Ueberschüsse 
erzielt. Die Beratungen zwischen Produzenten- und Verbraucherländern wur-
den im Hinbl ick auf eine Wiederaufnahme der Konferenz im Februar 1986 
fortgesetzt. 
Die Haltung der Schweiz 
Die Schweiz unterstützt weiterhin den Abschluss eines vierten Internatio-
nalen Kakaoabkommens. Sie ist vor allem an einer regelmässigen und länger-
fr ist ig gesicherten Versorgung interessiert. In Bezug auf die Preise war die 
Schweiz bereit, den Forderungen der Produzentenländer einen Schrit t ent-
gegen zu kommen. (Wir verweisen hier auf den Ar t ike l von A. November im 
Teil "Untersuchung und Stel lungnahmen".) 
Quellen 
CNUCED, Communiques de presse TAD/INF/1613, 1651, 1664. 
NZZ 18.3.1985. 
Tages-Anzeiger 21.2.1985. 
9.5.3. Internationales Kaffeeabkommen 
Die all jährlichen Verhandlungen zwischen den Mitgliedsländern der Interna-
tionalen Kaffeeorganisation fanden im September 1984 in London statt. Sie 
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betrafen das Interventionspreisband und die Festsetzung der Gesamtexport-
quote fü r das neue Kaffeejahr. Die Gesamtausfuhrquote wurde erhöht, wäh-
rend die Preise unverändert blieben. 
Die Export länder wol l ten eine Erhöhung der Richtpreise um 10 cts/ lb errei-
chen; dies wurde jedoch von den Verbraucherländern, insbesondere den USA 
und der BRD, abgelehnt. Somit bleiben die Preise unverändert auf ihrem 
Stand seit 1980, d.h. auf 120-140 cts./ lb. Die Frage der Exportquoten wurde 
ebenfalls zur Zufr iedenheit der Verbraucherländer entschieden. Die Grund-
quote wurde um 1 Mi l l ion Sack erhöht. Unter Berücksichtigung der vorgese-
henen Zusatzquote — welche entsprechend dem Anstieg der Marktpreise stu-
fenweise freigegeben w i rd — wurde die Gesamtexportquote fü r das Kaffee-
jahr 1984-85 auf 62 Mio Sack angehoben, gegenüber 60,2 Mio Sack fü r das 
vorhergehende Jahr. Ferner erreichten die Verbraucherländer eine Dif feren-
zierung bei der vierteljährl ichen Auf te i lung der Exportquoten zwischen ver-
schiedenen Produzentenländern. Während diese Quoten früher jedes Viertel-
jahr um 25% freigegeben wurden, wurde nunmehr beschlossen, die Antei le 
des ersten Vierteljahrs zu erhöhen. Seit einigen Jahren hatten sich die Ver-
braucherländer über eine unzureichende Versorgung mi t Robusta-Kaffee im 
ersten Viertel jahr des Kaffeejahres beklagt. In der Tat erfüllen die Produzen-
tenländer, um das Preisniveau zu halten, ihre Exportquoten nicht immer. 
Die Produzentenländer sahen die Ergebnisse der Verhandlungen als ihren 
Interessen widersprechend an. Sie befürchteten im besonderen einen Rück-
gang des Marktpreises infolge der Erhöhung der Expor tquoten. 
Die Haltung der Schweiz 
Die Schweiz, die der Internationalen Kaffeeorganisation seit 1964 angehört, 
hat das neue Kaffeeabkommen im Dezember 1983 rat i f iz iert . Sie begrüsst 
die neue Regelung der Expor tquoten, die es dem Abkommen ermögl icht, 
den jahreszeitlichen Schwankungen der Nachfrage besser nachzukommen. 
Die Aufstockung der Grundausfuhrquote w i rd ebenfalls als ein positiver Fak-
tor gewertet. Nach Ansicht des Bundesrates hatte sie zur Folge, "dass die 
Marktpreise wieder in die vorgesehene Bandbreite, die als Stabilisierungsziel 
des Kaffee-Uebereinkommens von 1983 dient, zurückf ie len" . (1) Botschafts-
rat Hans Buchmann wurde für das Kaffeejahr 1984-85 zum Vorsitzenden des 
Internationalen Kaffeerates gewählt. 
Der parallele Kaffeemarkt 
Rund 20% der Weltkaffeeimporte werden durch Länder getätigt, die nicht 
der ICO angehören, und zwar hauptsächlich durch die UdSSR und die ost-
europäischen Länder, einige Länder Nordafrikas und des Mit t leren Ostens, 
sowie China und Argent inien. Diese Länder beschaffen sich den Kaffee auf 
dem parallelen Markt zu Preisen, die weniger als die Hälfte des regulierten 
Marktpreises ausmachen. Mehrere Produzentenländer setzen auf diese Weise 
ihre Ueberschüsse ab, ein Faktor, der seit langem zu Reibereien zwischen den 
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Mitgliedsländern der ICO führ te und der die Effizienz des Preisstabilisierungs-
systems in Frage stellte. Au f Init iative der Produzentenländer wurde anläss-
lich des Treffens der ICO-Mitglieder in London im Apr i l 1985 eine wichtige 
EntSchliessung in dieser Hinsicht verabschiedet. Die Mehrheit der Produzen-
tenländer erklärte sich damals einverstanden, dass Kaffee gleicher Quali tät 
n icht mehr billiger an Nichtmitgliedsländer verkauft werden sollte. Man 
setzte im Rahmen der ICO eine Gruppe ein, um die Verwirk l ichung der 
Resolution zu überwachen und zuwiderhandelnde Länder gegebenenfalls mi t 
Sanktionen zu belegen. 
Anmerkung 
1) Bericht zur Aussenwirtschaftspolitik 84/1+2. 
Quellen 
NZZ 2.10.1984, 25.6.1985. 
Rapport sur la politique économique extérieure 84/1 et 2. 
South, December 1984, July 1985. 
9.5 .4. Weitere Rohstof fabkommen 
Das Internationale Tropenholzabkommen ist am 2. Apr i l 1985 in Kraf t ge-
treten. Die Schweiz t rat diesem Uebereinkommen bei. Insgesamt waren dem 
Abkommen im Sommer 1985 34 Länder beigetreten, darunter alle Haupt-
produzentenländer. Die erste Tagung des Internationalen Tropenholzrates 
fand im Juni 1985 in Genf statt. Sie erzielte keine Einigung über die Frage 
des Standorts für den Sitz der Organisation. Der Rat w i rd erneut im Novem-
ber 1985 zusammentreten. 
Quellen 
CNUCED, Communiquede presse TAD/INF/1671. 
NZZ 6./7.7.1985. 
9.6. Zol l Präferenzen 
Der UNCTAD-Spezialausschuss für Zollpräferenzen hielt seine 13. Tagung 
vom 10. bis 19. Apr i l 1985 in Genf ab. 77 Länder, darunter die Schweiz, 
nahmen daran te i l , um die Anwendung des Allgemeinen Präferenzsystems 
(APS) einer periodischen Prüfung zu unterziehen. 
Als Ergebnis der Beratungen Messen sich zwei positive Tatsachen feststellen: 
Z u m einen wurden alle Zollpräferenzschemen über ihre Anfangsperiode von 
zehn Jahren hinaus verlängert. Z u m anderen wurden einige Fortschri t te bei 
der Verbesserung der Präferenzsysteme zugunsten der am wenigsten entwik-
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kelten Länder festgestellt. Jedoch löst die Tendenz einiger Geberländer, Be-
schränkungen in ihren Zollpräferenzsystemen einzuführen, bei den Empfän-
gerländern weiterhin grosse Befürchtungen aus. Es handelt sich insbesondere 
um das Graduationsprinzip, die Festsetzung von Kont ingenten, den Aus-
schluss gewisser Länder vom Zollpräferenzsystem nach dem Kr i te r ium des 
Pro-Kopf-Einkommens, sowie die Infragestellung der "N ich t -Rez ip roz i tä t " 
der Präferenzen, dem Grundpr inzip des gesamten Systems. Die "Gruppe der 
7 7 " ist daher der Ansicht, dass das Allgemeine Präferenzsystem ernsthaft 
bedroht sei. Sie forder t insbesondere eine Erweiterung seines Anwendungs-
bereiches bezüglich der Anzahl der Produkte und eine Reduzierung der nicht-
tarifären Hindernisse in den Präferenzschemen, wie z.B. der Kont ingente. 
Ferner wurde im Laufe dieser Tagung die Forderung gestellt, dass die Regeln 
betreffend die Aenderung der Präferenzsysteme auf Kriterien beruhen soll-
ten, zu denen ein mult i lateraler Konsens erzielt wurde. 
Quelle 
CNUCED, Communiques de presse TAD/INF/1673, 1674, 1676. 
9.7. Wettbewerbsbeschränkende Geschäftspraktiken 
Die dr i t te und vierte Tagung der Expertengruppe zur Ueberwachung wettbe-
werbsbeschränkender Geschäftspraktiken wurde vom 7. -11. November 1984 
bzw. vom 22.-30. Apr i l 1985 im Rahmen der U N C T A D abgehalten. Diese 
Tagungen fanden im Zeichen der Vorberei tung der UN-Konferenz zur Revi-
sion des Verhaltenskodex über wettbewerbsbeschränkende Geschäftsprak-
t iken statt , die im November 1985 zusammentreten w i r d . 
Die 80 Experten waren beauftragt, der Konferenz Vorschläge zur Verbesse-
rung des betreffenden Kodex zu unterbrei ten. Mi t der Unterstützung Chinas 
brachte die "Gruppe der 7 7 " Entschliessungsentwürfe ein, in denen gefordert 
w i r d , dem Kodex eine rechtl ich bindende Form zu verleihen und einen - der 
Expertengruppe übergeordneten - Sonderausschuss zu bi lden, der mi t der 
Ueberwachung der Einhaltung des Kodex betraut würde. Beide Vorschläge 
wurden auf der Tagesordnung der Konferenz berücksichtigt, jedoch wurden 
die von den Entwicklungsländern eingebrachten Resolutionsentwürfe von 
der Gruppe B abgelehnt. Während die Entwicklungsländer eine Verbesserung 
des 1980 verabschiedeten Kodex vorsahen, vertrat die Gruppe B die Ansicht, 
dass der Wort laut des Kodex nicht geändert werden sollte, da man noch 
nicht genügend Erfahrung bezüglich seiner Anwendung habe. Für die Gruppe 
B liegt das Problem in der Unwirksamkei t bei der Anwendung des bestehen-
den Verhaltenskodex. 
Quelle 
CNUCED, Communiques de presse TAD/INF/1616, 1677, 1680, 1682. 
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9.8. UN-Konferenz über die Registrierung von Schiffen 
Vom 28. Januar bis 15. Februar 1985 und vom 8. bis 19. Juli 1985 fanden 
die zweite und dr i t te Tagung der UN-Konferenz über die Bedingungen der 
Registrierung von Schiffen statt. Im Mi t te lpunk t der Verhandlungen stand 
die Def in i t ion der echten Bindung, die zwischen dem Schiff und dem Flag-
genstaat bestehen sollte. Au f der dr i t ten Tagung konnten bedeutende Fort-
schritte im Hinbl ick auf den Abschluss eines Abkommens erzielt werden. 
Es ist vorgesehen, dass die Konferenz ihre Arbei t Anfang 1986 wieder auf-
nehmen w i rd . 
Die Sessionen der Konferenz wurden vor dem Hintergrund einer sich hinzie-
henden Krise dem Weltmarkt für den Seetransport abgehalten. Au f diesem 
Markt herrscht ein allgemeines starkes Ueberangebot an Frachttonnage. Die 
Konferenz ist bestrebt, die im internationalen Seerecht bestehenden Lücken 
durch eine Vereinheit l ichung der Bedingungen fü r die Registrierung von 
Schiffen auf internationaler Ebene zu fü l len. Die Entwicklungsländer hoffen 
ihrerseits, durch dieses Abkommen eine Erhöhung ihres Anteils am interna-
tionalen Seefrachtverkehr zu erreichen. 
Rund hundert Länder nahmen an den Verhandlungen te i l , darunter auch die 
Schweiz. Die Def in i t ion der effekt iven Bindung, die zwischen dem Schiff 
und dem Flaggenstaat bestehen sollte, betraf drei wichtige Bereiche. Es han-
delte sich um die Beteiligung des Staates an der Heuerung der Schiffsbesat-
zung, an der Geschäftsführung und am Eigentum der Schiffe, die unter seiner 
Flagge segeln. Während die "Gruppe der 7 7 " in diesen Bereichen ursprünglich 
verbindliche Bestimmungen im Abkommen erzielen wol l te , sah der von 
dieser Gruppe eingebrachte neue Entwurf nunmehr ein Abkommen v o r , das 
sowohl bindende Vorschri f ten als auch Empfehlungen enthält. Bezüglich der 
Schiffsbesatzung sollte sich der Flaggenstaat verpf l ichten, einen zufrieden-
stellenden Antei l der Mannschaften unter seinen eigenen Staatsangehörigen 
anzuheuern. Es wurde jedoch anerkannt, dass bei der Anwendung dieses 
Prinzips insbesondere berücksichtigt werden muss, ob qualif izierte Seeleute 
im Registerstaat zur Verfügung stehen. Z u m anderen ist die Registrierung 
von Schiffen im Besitz f ik t iver Firmen nicht mehr zulässig. Die Bestimmungen 
betreffend die Beteiligung des Flaggenstaates am Management sehen vor, dass 
der betreffende Staat gewährleistet, dass die Eigentümerfirma (oder ihre 
Tochter f i rma) auf seinem Hoheitsgebiet ansässig ist. 
Die Schweizer Delegation wurde vom Direktor des Schweizerischen Seeschiff-
fahrtsamtes Basel geleitet. Es sei erwähnt, dass die Hochseeflotte der Schweiz 
Ende 1984 34 Schiffe umfasste, die von sieben Reedern betrieben wurden. Sie 
ist somit die grösste unter den Hochseeflotten der Binnenstaaten. In diesem 
Zusammenhang stellte die Schweiz mi t Befriedigung fest, dass die Konferenz 
eindeutig das Recht der Binnenstaaten bestätigt hat, Schiffe unter eigener 
Staatsflagge zu führen. Die Frage der Staatsangehörigkeit der Schiffsbesat-
zung ist fü r die Schweiz ebenfalls von grosser Bedeutung. In der Tat waren 
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von den 689 Personen, die Ende 1984 auf schweizerischen Schiffen ange-
stellt waren, nur 44,4% Schweizer Staatsbürger. Der in den diesbezüglichen 
Bestimmungen des Abkommens vorgesehene Handlungsspielraum befriedigt 
die Schweiz gegenwärtig, da er Binnenstaaten die Möglichkeit bietet, auslän-
dische Seeleute anzuheuern. 
Quellen 
CNUCED, Communiques de presse TAD/INF/1643, 1644, 1650, 1707, 1708. 
NZZ 15.2.1985, 28.5.1985. 
Rapport du Conseil fedeYal sur sa gestionen 1984. 
10. UN-KOMMISSION UEBER T R A N S N A T I O N A L E G E S E L L S C H A F T E N : 
V E R H A L T E N S K O D E X 
Die Kommission der Vereinten Nationen über transnationale Unternehmen 
(TNUs) arbeitet seit 1977 an der Erstellung eines Verhaltenskodex fü r diese 
Firmen. Die UN-Generalversammlung beschloss im Dezember 1984 die Wie-
deraufnahme der Arbeiten der Kommission. Die daraufhin abgehaltene aus-
serordentliche Session hat nicht zum Abschluss der Verhandlungen geführt . 
Unter den wicht igen Punkten, über die noch keine Einigung erzielt wurde, 
spielt die Frage des Bezugs der aufgrund des Kodex zu erstellenden Normen 
zum internationalen Völkerrecht eine zentrale Rolle. Weitere noch nicht 
gelöste Fragen betreffen die Def in i t ion der TNUs, die Schlichtung von Streit-
fällen und die Wahl des im Streitfal l anwendbaren Rechts. Schliesslich konnte 
man sich auch noch nicht über die Rechtsform des Kodex einigen. Die 
nächste ausserordentliche Tagung der Kommission f indet im Januar 1986 
statt. 
1 1 . T E C H N O L O G I E T R A N S F E R : U N - V E R H A L T E N S K O D E X U N D 
UNCTAD-AUSSCHUSS 
Die sechste Tagung der UN-Konferenz über einen internationalen Verhaltens-
kodex für den Technologietransfer fand vom 13. Mai bis 5. Juni 1985 in 
Genf statt . Die Verhandlungen waren nicht erfolgreich. Der Entwur f des Ver-
haltenskodex wurde an die Generalversammlung der Vereinten Nationen 
weitergeleitet, die über die weitere Bestimmung des Entwurfs zu entscheiden 
hat. Die Resolution im Hinbl ick auf die Erstellung dieses Kodex war auf der 
vierten Konferenz fü r Handel und Entwicklung 1976 auf Drängen der Ent-
wicklungsländer angenommen worden. 
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An die hundert Länder nahmen an der Konferenz te i l , unter ihnen die 
Schweiz. Die im Kodexentwur f ungelösten Fragen betrafen vor allem einen 
Teil des Kapitels 4 über wettbewerbsbeschränkende Geschäftspraktiken, 
sowie das anwendbare Recht und die Streitschlichtung (Kapitel 9 ) . Eine der 
str i t t igen Fragen war, inwieweit die Bestimmungen von Kapitel 4 auf Ge-
schäfte zwischen Firmen eines Konzerns (Mutter- und Tochtergesellschaften) 
anwendbar sein sol l ten. Zwischen den regionalen Gruppen gab es Meinungs-
verschiedenheiten zur Frage, ob die konzerninternen Geschäftspraktiken den 
nationalen Gesetzen und Verordnungen unterstell t werden sollten. Es sei 
erwähnt, dass die Schweiz in diesen Verhandlungen die Koordinatorrol le 
übernahm. Auch konnte man zwischen dem Anrecht der Parteien auf freie 
Wahl des auf die Streitschlichtung anwendbaren Rechts einerseits und dem 
System der bindenden Rechtsnormen andererseits kein Gleichgewicht erzie-
len. Während die Gruppe B im Streitfal l eine von den Parteien frei zu wäh-
lende Gerichtsbarkeit anstrebte, forderten die Entwicklungsländer die An-
wendung des nationalen Rechts des Technologieempfängerlandes. 
Die Schweiz war der Festlegung des Kodex gegenüber positiv eingestellt, da 
sie darin einen Rahmen zur Förderung der Rechtssicherheit fü r den Techno-
logietransfer sah. Die Schweiz ist ein Technologieausfuhrland; sie gehört zu 
den wenigen Ländern, die eine positive Patentbilanz aufweisen. 
UNCTAD-Ausschuss für den Technologietransfer 
Die fün f te Session des Ausschusses fü r Technologietransfer wurde vom 3. bis 
9. Dezember 1984 in Genf abgehalten; auch die Schweiz nahm daran te i l . 
Au f der Tagesordnung stand ein Entwur f des Ausschussvorsitzenden über die 
Strategie fü r den technologischen Wandel in den Entwicklungsländern. Die 
Festlegung der endgültigen Version dieser Strategie wurde auf die nächste 
Ausschusstagung verschoben, die fü r 1987 vorgesehen ist. Ferner untersuchte 
der Ausschuss Fragen betreffend die Rolle der Klein- und Mittelbetr iebe als 
Technologielieferanten an die Entwicklungsländer, die Auswirkung neuer 
Technologien und die Förderung der technologischen Erneuerung in den 
Entwicklungsländern. 
Quellen 
CNUCED-Bulletin, no 209-fevrier 1985. 
CNUCED, Communiques de presse TAD/INF/1628, 1688, 1695. 
ED, no 16, 1985. 
NZZ 6.6.1985. 
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12. I N T E R N A T I O N A L E F I N A N Z I N S T I T U T I O N E N 
12 .1 . Die Verschuldungssituation 
An der Schuldenfront lassen sich grob drei " T y p e n " von Schuldnern unter-
scheiden: Die lateinamerikanischen hochverschuldeten Länder, welche eine 
diversifizierte Wirtschaftsstruktur (Landwir tschaft und Industrie, etwas 
Dienstleistungen) aufweisen und ihr Kapital weitgehend auf den privaten 
Märkten aufnehmen. Diese Länder erfül len weitgehend ihre Schuldendienst-
verpf l ichtungen, wenn auch mi t grossen innenpolit ischen Opfern. Eine 
zweite Kategorie stellen die Entwicklungsländer ohne akute Verschuldungs-
krise; es sind vorwiegend die asiatischen, aber auch einzelne nordafrikanische 
und lateinamerikanische Entwicklungsländer. Diese zweite Kategorie ver-
zeichnete 1984 das grösste Wachstum. Die dr i t te Länderreihe stellen die 
schwarzafrikanischen Agrarländer mi t gravierenden Strukturproblemen und 
sinkenden Pro-Kopf-Einkommen. Diese Länder erhalten 8 1 % ihrer Kredite 
von öf fent l ichen Inst i tut ionen, nur 19% ihrer Schulden in Höhe von rund 
97 Mia US-Dollar sind privaten Ursprungs ( B A D , Rapport annuel 1984). Es 
sind vorwiegend Länder Schwarzafrikas, welche regelmässig vor dem Pariser 
Klub ihre Schulden neu verhandeln müssen. 
Für alle Schuldner gab im Berichtsjahr besonders die Entwicklung der Zinsen 
und der Wechselkurse zu Besorgnis Anlass. Ein hoher Dol larkurs bedeutete 
ein Anziehen der Realzinsen und eine Verteuerung der Schuldendienste. 
Gedrückte Rohstoffpreise verhalfen nicht zu den erwarteten Exporterlösen 
der verschuldeten Entwicklungsländer. 
Der amerikanische Konjunkturaufschwung mi t einer Wachstumsrate von fast 
7% führ te 1984 zu einem Importsog in die USA und verhalf gewissen latein-
amerikanischen und vor allem asiatischen Entwicklungsländern zu einer wi l l -
kommenen Exportexpansion. In diesen Ländern fand ein Wandel von im-
portkompr imierender zu exportst imul ierender Wirtschaftspol i t ik statt. 
Sonderfall Afrika, Afrikafazilität 
Die Wirtschaftskrise in Schwarzafrika nahm 1984 alarmierende Ausmasse an. 
Die Pro-Kopf-Einkommen waren im Jahre 1983 niedriger als 1970, im Ge-
gensatz zu Asien und Lateinamerika wächst die Produkt ion von Nahrungs-
mi t te ln weniger als die Bevölkerung, eine schwere Dürre führ te zu Hungers-
not , die Preise der wichtigsten Expor tprodukte der Region sind stark gesun-
ken, das Gewicht der Aussenschuld wurde fü r viele Länder erdrückend und 
Umschuldungen wurden zur Regel. In der zentralen Diskussion um Af r i ka 
standen Sofortmassnahmen zur Linderung der Krise und neue Wege in der 
Gestaltung der wirtschaft l ichen Beziehungen und der Entwicklungszusam-
menarbeit zwischen Industrieländern und A f r i ka . Der Entwicklungshilfeaus-
schuss der OECD (DAC) beispielsweise arbeitete ein 11-Punkte-Programm 
für A f r i ka aus. 
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Auf Initiative der IDA wurde die sog. Afr ikafazi l i tä t (Sonderfazil i tät für das 
subsaharische Af r ika) geschaffen, an der sich alle wicht igen Geberländer der 
OECD ausser der USA in Form von direkten Beiträgen oder Kofinanzierun-
gen beteiligen. Die Schweiz beteiligt sich mi t 80,4 Mio Fr. an diesem von der 
IDA verwalteten Hil fsprogramm fü r die ärmeren afrikanischen Länder. Im 
Rahmen der Afr ikafaz i l i tä t werden Kredite zu äusserst günstigen Bedingun-
gen gewährt; diese Kredite sind an ein wirtschaft l iches Sanierungsprogramm 
gebunden. 
Die Afr ikafaz i l i tä t entspricht in ihren Zielsetzungen der schweizerischen bila-
teralen Programm- und Zahlungsbilanzhilfe. Die Form der Kofinanzierung er-
möglicht eine aktive Beteiligung der Schweiz an der Vorbereitung und Durch-
führung der Kredi tprogramme. 
Handel 
Der Welthandel dehnte sich 1984 real um annähernd 9% aus, seit 8 Jahren 
war dies die grösste Zuwachsrate des internationalen Handelsvolumens. 
(1983 betrug das Wachstum des Welthandels 2,5% und 1982 war das Wachs-
t u m negativ). Die Erholung der Weltwir tschaft bedeutete fü r einige Entwick-
lungsländer eine Verbesserung ihrer Leistungsbilanzen: das Leistungsbilanz-
def iz i t der Nicht-OPEC-Entwicklungsländer nahm 1984 um 13 Mia US-
Dollar auf 22 Mia US-Dollar ab. Die Verbesserung vollzog sich ausschliess-
lich in der Handelsbilanz, während der höhere Zinsendienst auf die Auslands-
schulden das Defizi t bei den Dienstleistungen und Uebertragungen um 4 Mia 
US-Dollar ansteigen liess (1). 
Die asiatischen neu-industrialisierten Länder (einschliesslich Chinas) prof i -
t ierten am stärksten von der wir tschaft l ichen Erholung und konnten ihre 
Ausfuhren 1984 real um 14% steigern. Die Länder Lateinamerikas (ein-
schliesslich des karibischen Raums) bekamen den US-Konjunkturaufschwung 
schwächer zu spüren und konnten ihre Exporte um 8% erhöhen. 
Aus den Jahresberichten vieler internationaler Organisationen wie IWF, Welt-
bank u.a. w i rd ersichtl ich, dass 1984 der Protektionismus wel twei t zunahm. 
"F re iw i l l i ge " Exportbeschränkungen auf bilateraler Ebene und staatliche Ex-
portsubventionen beeinträchtigten den internationalen Wettbewerb und er-
schwerten es den Entwicklungsländern, mi t konkurrenzfähigen Produkten 
die fü r den Schuldendienst erforderl ichen Devisen in genügender Menge zu 
erwirtschaften. 
Schuldenmanagement 
Nach der Erklärung der Zahlungsunfähigkeit Mexikos im August 1982 ver-
hinderte ein Schulden-Krisenmanagement den Zusammenbruch der Volks-
wir tschaf t Mexikos und anderer Schuldnerländer sowie ihre verheerenden 
Folgen fü r die Weltwir tschaft und das internationale Bankensystem. In 
einem zweiten Schri t t wurde die Restrukturierung der Schulden an die Hand 
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genommen und wurden Lösungen für die weitere Zukun f t gesucht. Der IWF 
dikt ier te in dieser Konsolidierungsphase den verschuldeten Ländern wi r t -
schaftliche Sanierungsprogramme. Das Musterverhalten eines Schuldnerlandes 
legte fü r den IWF Mexiko an den Tag und verzeichnete 1984 bereits (u.a. 
dank massiven Umschuldungen) keine Zahlungsrückstände mehr; eine Rück-
kehr zu den internationalen Finanzmärkten zeichnete sich ab. 
Die Schuldenkrise ist 1984 damit jedoch nicht gelöst. Die Verschuldung der 
Entwicklungsländer hat absolut weiter zugenommen. Als Ausweg aus Schul-
denspirale, bei der n icht die absolute Höhe der Verschuldung sondern der 
jedes Jahr zu leistende Schuldendienst die Entwicklungsländer vor grosse 
Probleme stel l t , erwähnen einige Gläubigerländer die Umwandlung von 
Dollarschulden in zinsgünstigere Währungen, um von der unmit telbaren 
Dollarausrichtung loszukommen. 
Schuldnerkonferenzen der Cartagena-Gruppe 
An der zweiten Schuldnerkonferenz der elf höchstverschuldeten lateinameri-
kanischen Staaten, der sog. Cartagena-Gruppe (2), am 13./14. September 
1984 in Mar del Plata/Argentinien schlugen die Schuldnerländer den sieben 
führenden Wirtschaftsmächten Verhandlungen auf höchster Ebene vor, die 
zu polit ischen Vereinbarungen über die Rahmenbedingungen des Schulden-
problems führen sollen durch einen sog. "pol i t ischen Dia log" . Als Grundlage 
für die politische Lösung wiederholen die verschuldeten Länder neben For-
derungen nach langfristigen Umschuldungen und Zinsvereinbarungen ihr 
altes Anliegen nach verbesserten internationalen Handelsbedingungen und 
nach Abbau des Protektionismus. Das Schuldenproblem sei durch seine Di-
mension nicht mehr von Finanztechnikern allein zu lösen, sondern bedürfe 
grundsätzlicher politischer Entscheidungen von den Regierungen. 
Die Schlusserklärung der Konferenztei lnehmer verlangt konkre t : politische 
Entscheidungen fü r die Schuldenerstreckungs- und Zinsprobleme unter be-
sonderer Berücksichtigung der Terms of Trade, der Wirtschaftsreaktivierung 
und der sozial-politischen Entspannung. 
Musterbeispiel Mexiko 
Günstig aufgenommen wurden in Mar del Plata die weicheren Bedingungen, 
die Mexiko kurz vor der Konferenz mi t seinen Gläubigerbanken fü r eine 
langfristige Umschuldung einhandeln konnte. Die Umschuldung bedeutete 
einen eigentlichen Durchbruch an der Schuldnerfront. Der Plan sieht vor, bis 
einschliesslich 1990 fällige Rückzahlungen des öf fent l ichen Sektors in Höhe 
von über 47 Mia US-Dollar auf einen Zei t raum von 14 Jahren, also bis 1998, 
zu verteilen. Die Kredit t i lgungen sollen mi t kleinen Beiträgen beginnen und 
sich in ihrem Umfang al lmählich erhöhen. Die Langzeitstrategie sieht zudem 
Zinserleichterungen vor, nämlich fü r Mexiko eine Verringerung der Marge 
über L IBOR für die umgeschuldeten Kredite auf 1 1/8 % gegenüber 1 7 / 8 % . 
Ferner verzichten die Banken auf die bei Umstruktur ierungen übliche Pro-
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vision. Schliesslich sieht das Umschuldungskonzept vor, dass nichtamerikani-
sche Banken bis zu 50% ihrer auf US-Dollar lautenden Kredite auf ihre Hei-
matwährungen mi t zumeist niedrigeren Zinsen umstellen können, wobei die 
Zinsersparnis für Mexiko allerdings mi t einem gewissen Währungsrisiko ver-
bunden ist (3). 
Auch Venezuela erhielt 1984 von den Geschäftsbanken im Vergleich zu 
früher günstigere Kreditbedingungen fü r das Umschuldungsabkommen. 
Im Februar 1985 versammelte sich die Cartagena-Gruppe zu ihrer dr i t ten 
Tagung. In bezug auf den "pol i t ischen Dia log" wurden keine weiteren kon-
kreten Schrit te erzielt. Auch bei den übrigen Punkten Kreditverzinsung, Ver-
hältnis von Exporterlösen zu Schuldendienst, Zugang zu den Märkten der 
Industrieländer waren keine Fortschri t te zu verzeichnen. 
Die Schweiz zum internationalen Schuldenproblem 
Für die Schweizer Regierung bi ldet die internationale Verschuldung mi t 
ihren Problemen ein "Paradebeispiel weltwir tschaft l icher Interdependenz" 
(4). Im Bericht zur Aussenwirtschaftspoli t ik 1984 zieht der Bundesrat über 
die internationale Verschuldung Bilanz. Die Krise sei nicht überwunden, 
doch seien die Probleme in enger Zusammenarbeit aller Beteiligten lösbar. 
Das kurzfr ist ig angelegte "Kr isenmanagement" sei erfolgreich verlaufen. Im 
realwirtschaft l ichen Bereich sei die relative Beruhigung auf den Finanzmärk-
ten nur durch die drastische Drosselung der Importe durch die verschuldeten 
Länder erreicht worden. 
"D ie nominel len Einfuhren von 17 Schuldnerländern mi t Zahlungsproble-
m e n aus d e n OECD-Staaten insgesamt wie auch aus der Schweiz als einzel-
nem Lieferanten liegen heute um rund 50% unter den Werten von 1 9 8 0 " , 
schreibt der Bundesrat in seinem Bericht. 
Die Arbeitsgemeinschaft der schweizerischen Hilfswerke Swissaid/Fasten-
opfer /Bro t fü r Brüder/Helvetas zeigt sich besorgt angesichts "der wachsenden 
Verelendung breiter Bevölkerungsschichten im Gefolge von Sanierungsmass-
nahmen in überschuldeten Staaten" (5). Gerade das als Musterbeispiel erfolg-
reicher Sanierung gepriesene Mexiko zeige auf der Kehrseite des f inanziel l-
technischen Erfolges krasse unsoziale Folgen des "Gürtel-enger-schnallens". 
Die Arbeitsgemeinschaft b i t te t den Bundesrat, gerade in währungspolit ischen 
Massnahmen jeweils auf den Schutz der armen Bevölkerungsschichten beson-
deres Gewicht zu legen. 
Direkte Quellen und Zitate 
1) BIZ-Jahresbericht 1985, S. 119. 
2) Die 11 Staaten der Cartagena-Gruppe, so genannt nach ihrem ersten Konferenzort in 
Kolumbien, sind: Brasilien, Mexiko, Argentinien, Venezuela, Chile, Peru, Kolumbien, 
Ekuador, Uruguay, Bolivien und die Dominikanische Republik. 
3) SKA-Bulletin 1.2/85. 
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4) Bericht zur Aussenwirtschaftspolitik 1984. 
5) Stellungnahme der Arbeitsgemeinschaft Swissaid/Fastenopfer/Brot für Brüder/Helve-
tas zur Erneuerung des Bundesbeschlusses über die Mitwirkung der Schweiz an interna-
tionalen Währungsmassnahmen, 12. März 1984. 
Weitere Quellen 
IMF-Survey, Februar 1985. 
i3w-aktuell 1/85. 
CNUCED/TAD/INF/1661, 8. März 1985. 
epd-Entwicklungspolitik 6/85, Frankfurt. 
SNB, 77. Geschäfsbericht 1984. 
NZZ 16.8.1984, 5.9.1984, 31.8.1984, 13.9.1984. 
TA 17.9.1984, 15.3.1985. 
12.2. 40 Jahre Bretton-Woods-Inst i tut ionen 
Im Juli 1944 versammelten sich 44 Nationen in Bretton-Woods (USA), um 
ein Programm für die Nachkriegszeit zu entwerfen. Ziele des Programms 
waren: Stabilität im internationalen Zahlungsverkehr, wirtschaftliche För-
derung der Entwicklungsländer und die Behebung der Kriegsschäden. Die 
Konferenz schloss mit der Unterzeichnung von zwei Abkommen, durch die 
der Internationale Währungsfonds (IWF) und die Internationale Bank für 
Wiederaufbau und Entwicklung (Weltbank) gegründet wurden. 
Bei der Aufnahme seiner Tät igkeit im Jahr 1947 zählte der IWF 39 Mitglie-
der; heute sind es 148. 1969 wurde der Fonds ermächtigt, neue Mi t te l selbst 
zu schaffen in der Form von sog. Sonderziehungsrechten (SZR), die gemäss 
Quotenantei l (gleichbedeutend mi t St immenantei l) vertei l t werden. Damit 
sollte einer Knappheit an internationalen Währungsreserven entgegengewirkt 
werden. Falls das einbezahlte Kapital nicht ausreicht, ist der IWF zudem be-
rechtigt, seine Mit te l durch die Aufnahme von Krediten zu ergänzen. Im 
Jahre 1962 wurden deshalb die Allgemeinen Kreditvereinbarungen ( A K V ) 
abgeschlossen, in deren Rahmen sich zehn Industrieländer verpf l ichteten, 
dem IWF Kredite bis zum Gegenwert von 6 Mia US-Dollar zur Verfügung zu 
stellen. 
Die Schweiz gehört dem IWF nicht an, sie beteiligte sich aber seit 1964 an 
den A K V als assoziiertes Mitgl ied. Seit Apr i l 1984 ist die Schweiz Vo l lm i t -
glied der A K V und des Zehnerklubs. 1983 wurde der Kreditbetrag der A K V 
auf 17 Mia SZR erhöht (1 SZR = 1,0312 US-Dollar, Juni 1984). 
Die Weltbank vergab 1947 erste Darlehen fü r den Wiederaufbau Europas. 
Später wandte sie sich ausschliesslich entwicklungspoli t ischen Aufgaben zu. 
Der Bei t r i t t zur Weltbank setzt den Bei t r i t t zum IWF voraus. Die Weltbank 
f inanziert ihre Kreditvergabe in erster Linie aus Mit te laufnahmen an den 
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internationalen Kapi ta lmärkten, insbesondere auch am Schweizer Kapital-
markt . Ihre Darlehen haben im allgemeinen einen tilgungsfreien Zei t raum 
von 5 Jahren und sind spätestens nach 20 Jahren zurückzuzahlen. Die Zin-
sen werden periodisch angepasst. 
Weltbank-Darlehen werden nur an Regierungen vergeben oder sind von Re-
gierungen zu garantieren. Heute n immt die Weltbank auch an zahlreichen 
Kofinanzierungen te i l . 
1960 wurde die Weltbanktochter IDA (International Development Associa-
t ion) gegründet. Sie vergibt Kredite an die ärmeren Entwicklungsländer zu 
günstigen Bedingungen. Mitgl ied der IDA kann jedes Weltbankmitgl ied wer-
den. Heute sind es 131 Länder. Die Kredite werden ausschliesslich an Regie-
rungen gewährt und haben einen tilgungsfreien Zei t raum von 10 Jahren und 
eine Laufzeit von 50 Jahren. Sie werden zinslos gewährt, es w i rd lediglich 
eine Kommission von 0,75% erhoben. 
1956 wurde die IFC (International Finance Corporat ion) gegründet. Sie soll 
die Tätigkeit der Weltbank durch Förderung des privaten Sektors in den Ent-
wicklungsländern unterstützen. Ihr gehören 124 Mitgliedsländer an. 
Beide Bretton-Woods-Inst i tut ionen haben in ihren Satzungen grundsätzlich 
unterschiedliche Aufgaben postuliert. In den letzten Jahren haben sich die 
Grenzen aber zunehmend verwischt. Der IWF bindet seine Kreditvergabe an 
das Prinzip der Kondi t ional i tä t , mi t dem er auf die Wirtschaftspol i t ik der 
Schuldnerländer d i rekt Einfluss n immt . Die tradit ionel le Aufgabe der Welt-
bank ist die Projekthi l fe. Zunehmend wurden die Anforderungen der Dar-
lehensnehmer der Bank differenzierter und umfangreicher. Dies führ te die 
Wel tbankpol i t ik immer mehr zu einer Einflussnahme auf insti tut ionelle und 
polit ische Reformen in den Entwicklungsländern, w o m i t sich die Weltbank 
in Richtung IWF-Polit ik begibt. Der IWF andererseits r ichtet seine Polit ik 
fallweise etwas mehr auf die Bedürfnisse der Entwicklungsländer aus und 
weitet die Basis fü r seine Vergabekriterien fü r Kredite aus. In diesem Sinne 
ist eine gewisse Konvergenz in der neuen Ausrichtung der Polit ik der beiden 
Inst i tut ionen Weltbank und IWF feststellbar. Diese Annäherung ergibt sich 
zwangsweise, da die Verschuldungskrise keine Liquiditäts- sondern eine 
Strukturkr ise ist. 
Die künft ige Rolle der Weltbank soll deshalb überprüf t werden. Sie wi l l nach 
Aussagen ihres Präsidenten Clausen die Suche nach einem zeitgemässen 
Selbstverständnis vorantreiben und ihre Rolle als entwicklungspolit ischer 
Katalysator neu überprüfen. 
Gespräche über eine notwendige allgemeine Kapitalaufstockung für die Welt-
bank sollen bis Herbst 1985 abgeschlossen werden. 
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12.3. Internationaler Währungsfonds 
Der 39. Jahrestagung von IWF und Weltbank im September 1984, an der 
sämtliche 148 Mitgliedsländer vertreten waren, fehlte die Brisanz der Trak-
tanden vom Vorjahr, als es galt, durch eine Quotenerhöhung die IWF-Mittel 
zu sichern und den IWF aus seinem durch die Verschärfung der Schuldenkrise 
bedingten Zahlungsnotstand hinauszuführen. 1984 wurden keine neuen SZR 
gewährt und der "erweiterte Zugang"zu den Fondsmitteln wurde erneut ein-
geschränkt. 
Der eigentlichen Jahrestagung von Inter imskomitee und Entwicklungsaus-
schuss (1) gehen die o f t entscheidenderen Sitzungen der Finanzminister und 
Notenbankgouverneure der f ün f grossen Industrienationen (USA, England, 
Deutschland, Frankreich, Japan), des Zehnerklubs (mi t Schweizerbeteiligung 
durch Bundesrat Stich und Notenbankpräsident Leutwiler) sowie der Gruppe 
der 24 , das monetäre Sprachrohr der Entwicklungsländer, voraus. Bereits auf 
dieser Ebene des Treffens zeigte sich, dass fü r eine Neuzuteilung von SZR 
der notwendige Konsens fehl te. 
Bundesrat Stich und Notenbankpräsident Leutwi ler konnten sich zu den 
Themen SZR und "erwei ter ter Zugang" t ro tz der Vol lmitgl iedschaft der 
Schweiz im Zehnerklub nicht äussern, da diese Traktanden unmit te lbar den 
IWF betref fen, dem die Schweiz nicht angehört. Bundesrat Stich liess am 
Rande der Sitzung jedoch durchbl icken, er halte die SZR grundsätzlich nicht 
fü r geeignet, das Problem der Verschuldung in den Entwicklungsländern zu 
lösen. Im Blick auf einen Bei t r i t t der Schweiz zu den Bretton-Woods-Inst i tu-
t ionen meinte St ich, dass die Schweizer Regierung nach der Abst immung 
über den UNO-Bei t r i t t (März 1986) die Frage vorantreiben werde. 
Schuldenkrise ist nicht gelöst 
Der geschäftsführende Direktor des IWF, J . de Larosiere, betonte an der 
Jahreskonferenz die Fortschri t te angesichts des Anziehens der Kon junk tu r ; 
in der Dr i t ten Welt blieben die Fortschri t te allerdings höchst ungleich ver-
te i l t , dies nach Jahren stagnierenden oder gar sinkenden Lebensstandards. 
Viele Entwicklungsländer seien noch wei t davon ent fernt , eine tragbare Rela-
t ion zwischen Entwicklungsbedürfnissen und Zahlungsbilanzbedürfnissen 
erreicht zu haben. Die Hauptlast der notwendigen Anpassung hätten aber die 
Schuldnerländer selber zu tragen. De Larosiöre stellt die Kosten der vom IWF 
dik t ier ten Therapien nicht in Abrede, hält sie jedoch fü r die langfristige Ent-
wick lung fü r den einzigen Weg aus der Schuldenspirale. Die nationalen An-
strengungen müssten allerdings Unterstützung f inden in der internationalen 
Zusammenarbeit. 
Weltbankpräsident Clausen rechnet fü r die Z u k u n f t wegen der Unterschiede 
in der Leistungsfähigkeit der Entwicklungsländer mi t schärfer werdenden 
Kontrasten innerhalb der Dr i t ten Welt. Selbst unter günstigen Bedingungen 
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werde der Pro-Kopf-Konsum in den Ländern m i t den höchsten Schulden-
diensten in absehbarer Zeit nicht einmal das Niveau der siebziger Jahre 
erreichen. 
Reduktion des "erweiterten Zugangs" 
Der "erweiter te Zugang" zu den IWF-Mit te ln wurde 1981 zur Lösung akuter 
Finanzprobleme der Türkei geschaffen und sollte als zeit l ich befristetes Mit-
tel Ländern mi t gravierenden Zahlungsbilanznöten die Möglichkeit geben, 
auf drei Jahre hinaus bis zu 450%, in Sonderfällen gar bis 600% der eigenen 
Quote vom Fonds Kredite zu beanspruchen. Diese Quote wurde in den da-
rauffolgenden Jahren reduziert und wurde 1983 bei 306% festgelegt. 
Die Befürworter einer weiteren Redukt ion des "erwei ter ten Zugangs" mach-
ten geltend, dassdie reduzierten Limi ten 1983/84 praktisch nicht bean-
sprucht worden sind, und deuteten dies als Zeichen fü r den Erfolg der vom 
IWF dik t ier ten Anpassungsprogramme. Die Gegner befürchteten eine Ein-
schränkung der Flexibi l i tät des IWF bei unvorhergesehenen Problemen. Es 
wurde im Sinne eines Kompromisses beschlossen, den "erweiterten Zugang" 
zu den Mi t te ln des IWF fü r 1985 auf 95% pro Jahr der jeweiligen Länder-
quote zu beschränken ( für dreijährige Arrangements auf 280%). Kumulat iv , 
d.h. einschliesslich der früheren und noch ausstehenden Kredite, beträgt 
die Maximalquote unverändert 408%. In Ausnahmefällen kann der Fonds auf 
115% bzw. 345% gehen, maximal auf 450%. Im Vorjahr schöpfte allerdings 
kein einziges Land diese maximale Mögl ichkeit aus. 
Gegen den Mittelabbau opponierten vor allem Entwicklungsländer, unter-
stützt von Frankreich. Die USA forderten wei t radikalere Kürzungen. Ziel 
der USA ist die gänzliche Aufhebung des "erwei ter ten Zugangs" bis 1987. 
Die L imi te der sog. Rohstoffausgleichslager-Fazilität wurde unverändert bei 
45% der entsprechenden Länderquote belassen. 
Aktionsprogramm für Afrika 
Die Weltbank stellte an der Sitzung des Entwicklungsausschusses im Septem-
ber 1984 ihren Afr ika-Ber icht vor, der in einem Sechspunkte-Programm vor-
sieht, alle Anstrengungen zu unternehmen, um Af r i ka zu helfen und den 
realen Mittelzufluss in die Länder der Subsahara nicht unter das Niveau von 
1 9 8 0 - 8 2 (11 Mia US-Dollar) absinken zu lassen. Der Weltbankplan fü r 
A f r i ka verlangt einschneidende wirtschaftspoli t ische Aenderungen von den 
afrikanischen Regierungen. Verbindl iche Zusagen an die Finanzierung des 
Programms wurden nicht gemacht. 
Staatssekretär C. Sommaruga, der die Schweiz im Entwicklungsausschuss 
vertrat, bestätigte die Bereitschaft der Schweiz, den Entwicklungsprozess zu 
fördern und koordinieren zu helfen und erklärte grundsätzliche Bereitschaft, 
im Zei t raum von IDA-7 (1984 bis 1986) 200 Mio Franken fü r Kofinanzie-
rungsprojekte zur Verfügung zu stellen. Die bisherige Praxis auf diesem Ge-
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biet wurde bestätigt. So w i r k t die Schweiz bei den Entscheiden über die 
Auswahl der Länder und Projekte sowie deren Vorberei tung und Kontro l le 
d i rekt mit . 170 Mio Franken werden dem Rahmenkredit fü r die Weiter-
führung der technischen Zusammenarbeit und Finanzhil fe und 30 Mio dem 
Rahmenkredit fü r die Finanzierung von wirtschafts- und handelspolitischen 
Massnahmen im Rahmen der Entwicklungszusammenarbeit belastet. Die 
Schweizer Beteiligung an der IDA war kurz vor der Jahrestagung im Natio-
nalrat bei der Verabschiedung des 1,8-Mia-Rahmenkredits für die Entwick-
lungszusammenarbeit diskut iert worden. Dabei übten einige Redner Kr i t i k , 
weil das Schweizer Vo lk 1976 einen 200-Mio-Kredi t an die IDA verworfen 
hatte. 
Weltweiter Nord-Süd-Dialog 
In beiden Gremien, Interimskomitee und Entwicklungsausschuss, wurde 
sodann Einigung erzielt über einen wel twir tschaft l ichen Nord-Süd-Dialog 
auf Ministerebene, der fü r das Frühjahr 1985 geplant wurde. Damit wurde 
ein Vorschlag, wie ihn die lateinamerikanischen Schuldnerländer bereits an 
ihrer Konferenz in Cartagena im Juni 1984 formul ie r t hatten, aufgenommen. 
Forum fü r den Nord-Süd Dialog sollte der Entwicklungsausschuss anlässlich 
seiner Frühjahrstagung sein. 
Keine neuen Rezepte 
Neue Ideen und mutige Init iat iven zu einer Linderung der Schuldenlast fü r 
die Drit t-Welt-Länder wurden an der Jahrestagung keine geäussert. Der 
Grundtenor war: Verständnis fü r die berechtigten Anliegen der Entwick-
lungsländer, aber Festhalten an der Posit ion, dass deren Probleme nicht in 
einem globalen Liquiditä'tsmangel begründet seien und somit nicht auf dem 
Weg der Geldschöpfung gelöst werden könnten. Der Schweizer Notenbank-
präsident Leutwi ler gehörte zu den wenigen Exponenten, die o f fen ein Ent-
gegenkommen der reichen Industrieländer den Entwicklungsländern gegen-
über forderte. 
Am Rande der Tagung 
Zwischen dem IWF und Argentinien kam es zu einer Einigung auf ein Mass-
nahmenpaket zur Stabilisierung seiner Wirtschaft als Voraussetzung fü r neue 
Verhandlungen mi t den privaten Gläubigerbanken und die Gewährung eines 
1,42-Mia-US-Dollar-Stützungskredits des IWF. 
Die Volksrepubl ik Mosambik wurde 148. Mitgl ied des IWF und der Welt-
bank. 
Frühjahrstagung April 1985 
A m Frühjahrstreffen sollte gemäss Beschluss der Jahrestagung die Problema-
t i k der verschuldeten Entwicklungsländer vert ief t behandelt werden. Insbe-
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sondere die Entwicklungsländer hatten neue Rezepte zur Lösung der Schul-
denkrise gefordert. Die Frühjahrskonferenz von Interimskomitee und Ent-
wicklungsausschuss ging aber ohne greifbare Ergebnisse über die Bühne. Das 
Schlusscommuniqué des Interimskomitees hob bloss die "besondere Verant-
wor tung der Industr ienat ionen" fü r ein dauerhaftes und nicht-inflationäres 
Wachstum der Weltwirtschaft sowie die Offenhaltung der Märkte hervor. Den 
Schuldnerländern wurde eine konsequente Fortsetzung des Anpassungspro-
gramms nach IWF-Norm empfohlen. Lösungen sollten auch weiterhin inner-
halb der bestehenden Gremien gesucht werden. Von einer Konf ronta t ion im 
Sinne "pol i t ischer Lösungen" wurde Abstand genommen. 
Der neue Nationalbankpräsident Pierre Languetin vertrat die Schweiz in 
beiden Gremien mi t Beobachterstatus. BIZ, OECD und EG-Kommission blie-
ben vom Dialog über die Verschuldungsproblematik ausgeschlossen. 
Die Entwicklungsländer lehnten den Vorschlag der USA nach einer neuen 
GATT-Handelsrunde mi t dem Argument ab, es gelte erst noch die unerledig-
ten Punkte aus der Tokio-Runde von 1979 bzw. dem Arbeitsprogramm von 
1982 zu bereinigen. Protektionistische Mauern müssten erst abgebaut werden. 
Die Kapitalerhöhung der Weltbank wurde auf die Traktandenliste fü r die 
Jahrestagung im Herbst 1985 verschoben. Die USA unterstützten ihrerseits 
die sog. Mult i lateral Investment Guarantee Agency ( M I G A ) , welche die Welt-
bank zur Versicherung von nicht-kommerziel len Risiken bei Krediten fü r 
Entwicklungsländer vorschlug. Dies soll die Direkt invest i t ionen in die Länder 
der Dr i t ten Welt beschleunigen. Ein Projekt, das noch nicht Operationen ist 
und dem insbesondere die lateinamerikanischen Länder ablehnend gegen-
überstehen. 
Anmerkung 
1) Der Interimsausschuss des Gouverneursrates (auch Interimskomitee) ist ein Gremium 
von 22 Ministem aus den Mitgliedsländern, mit beratender Funktion für den IWF;das 
Komitee trifft sich zweimal im Jahr. Der Entwicklungsausschuss ist ein gemeinsames 
Gremium der Weltbank und des IWF für Entwicklungsprobleme. Die Schweiz nimmt 
in beiden Ausschüssen einen Beobachterstatus ein. 
Quellen 
IMF-Survey, April 1 and April 29, 1985, November 1984. 
Der Monat, SBV-Bulletin, November 1984. 
NZZ 20.9., 22./23.9., 25.9. und 29.9.1984, 28.1., 20./21.4. und 22.4.1985. 
TA 24.9., 27.9. und 29.9.1984, 22.4.1985. 
12 .4. Weltbank 
Während sie sich früher auf langfristige und meist auch recht langsam abge-
wickelte Projektkredite beschränkte, hat die Weltbank in letzter Zeit zusätz-
lich neue Initiativen ergriffen, um den dringenden Erfordernissen vieler be-
55 
drängter Entwicklungsländer Rechnung zu tragen. So hat sie u.a. Sofort-
programme zur strukturellen Anpassung eingeführt, ihre Auszahlungen be-
schleunigt und Modelle zur Kofinanzierung mit den Geschäftsbanken ent-
wickelt. Gleichzeitig nahmen die von Dritt-Welt-Ländern beanspruchten Kre-
dite in der Berichtsperiode infolge geschwächter wirtschaftlicher Tätigkeit 
gegenüber dem Vorjahr ab. 
Die Weltbank rückt vermehrt ins Zent rum der Finanzierung von Anpas-
sungsprogrammen. In ihrem Jahresbericht 1985 erwähnt die Bank die Not-
wendigkeit einer neuen Standortbest immung. Nach der wachstumsorientier-
ten Hilfe der sechziger und siebziger Jahre zeichne sich fü r die achtziger 
Jahre eine qual i tat iv andere Herausforderung ab, nämlich jene, den Entwick-
lungsländern in ihren Bemühungen beizustehen, unter veränderten Umstän-
den zu überleben (Af r ika) . 
Vermehrt Kofinanzierungen 
Der von der Weltbank vermehrt angewandte Mechanismus der Kofinanzie-
rung besteht im Zugang zu sog. "B -K red i ten " . Das sind syndizierte Darlehen 
öffent l ichen und privaten Ursprungs fü r Entwicklungsländer (B-Darlehen), 
die zur Ergänzung tradit ionel ler Weltbankdarlehen (A-Darlehen) dienen (1) . 
An einem Seminar in Basel rief Weltbank-Vizepräsident Ohuchi die Schwei-
zer Banken auf, vermehrt bei Kofinanzierungen mi tzuwi rken. In den letzten 
Jahren hätten nur neun Schweizer Banken an Kofinanzierungen von Welt-
bank-Projekten tei lgenommen. 
Niedrigere Kreditnachfrage 
Im Januar 1985 entschliesst sich die Weltbank angesichts eines unerwartet 
starken Rückgangs bei den Kreditbegehren aus Entwicklungsländern (dies 
u.a. infolge eines abgeschwächten Entwicklungsprozesses) zur Verzögerung 
der geplanten Kapitalaufstockung. Als Gründe fü r die 1984 um über 1 Mia 
US-Dollar niedrigere Kapitalausleihung werden die härteren Kondi t ionen und 
die negativen Folgen der Verschuldung bemerkbar. Gemäss dem Zwischenbe-
r icht vom Januar 1985 w i rd die Kreditnachfrage fü r Ende Juni 1985 11 Mia 
US-Dollar anstatt wie budgetiert 13 Mia betragen. (Ende Juni 1983 lag das 
Kredi tvolumen noch knapp bei 12 Mia US-Dollar.) 
Der Rückgang der Weltbankmit te l dür f te sich in Zukun f t auch auf den 
Schweizer Kapi ta lmarkt auswirken, bei dem sich die Weltbank 1984 25% 
ihrer Mit te l beschafft hat: 4926 Mio Franken direkte Mit telaufnahmen und 
2212 Mio Franken Swapgeschäfte. Die direkten Kapitalaufnahmen sind aus 
der nachfolgenden Tabelle ersichtl ich. 
In der zweiten Jahreshälfte 1984 konnte die Weltbank laut Zwischenbericht 
ihren Gewinn steigern, einerseits dank besseren Kondi t ionen bei den An-
leihen, andererseits mittels Wechselkursswaps. Dabei werden Kredite in 
Hochzinswährungen (z.B. US-Dollar) in Währungen mi t niedrigeren Zinsen 
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(z.B. Schweizer Franken) umgetauscht. Die Durchschnittskosten der Welt-
bank fü r ihre Mi t te l waren in der gleichen Periode 7,82%, verglichen mi t 
8,09% im Vorjahreszeitraum. 
Die Schweizerfrankenschulden der Weltbank hatten Ende 1984 den Gegen-
wert von 6,8 Mia US-Dollar oder 15% der Gesamtschuld von 45,6 Mia US-
Dollar erreicht. 
IDA 
Die IDA vergab 1984 ihre zinsfreien Kredite zu 93% an Länder mi t einem 
jährl ichen Pro-Kopf-Einkommen von weniger als 410 US-Dollar. 
Die Schweiz gewährt der IDA im Rahmen ihrer 7. Mit telaufstockung 200 
Mio Franken im Sinne einer Beteiligung an gemeinsamen Entwicklungspro-
jekten. Die Schweizer Industrie erhält mehr Aufträge aus IDA-Projekten: 
Zwischen 1980 und 1984 sind 3,2% aller IDA-Auft räge an Schweizer Firmen 
vergeben worden. In den siebziger Jahren waren es noch 2,3%. 
Die USA haben der Weltbanktochter IDA ihre Absicht erklärt , in zwei 
Jahren keine Beiträge mehr bereitzustellen. 
IFC 
Die Weltbanktochter International Finance Corporat ion (IFC) gewährt In-
vestit ionskredite und Risikokapital an private Unternehmen in Entwicklungs-
ländern. In den vergangenen zehn Jahren hat die I FC in Zusammenarbeit mi t 
40 Schweizer Firmen und Finanzinst i tut ionen 52 Projekte in 34 Entwick-
lungsländern f inanziert. Die schweizerischen Partner haben rund 178 Mio 
US-Dollar in diese Projekte investiert, während Schweizer Firmen aus diesen 
Vorhaben Lieferungen und Leistungen im Gesamtwert von rund 310 Mio 
US-Dollar zuflössen. 
Anmerkungen 
1) Auch die Schweiz beteiligt sich an Kofinanzierungen, vor allem bei Projekten der IDA. 
Die Schweiz versteht unter Kofinanzierung bilaterale Zusammenarbeit, d.h. sie wählt 
ein konkretes Projekt aus, bei dem sich die Schweiz entweder an der Gemeinschafts-
finanzierung oder an der Parallelfinanzierung (nur bestimmte Teile des Projekts) betei-
ligt. Ausführliche Angaben vgl. im Jahrbuch Schweiz-Dritte Welt 1983, S. 117ff. 
Quellen 
Weltbank, Jahresberichte 1984 und 1985. 
CNUCEDTAD/INF/1661. 
Semaine Internationale 6/85. 
SKA-Bulletin 1/2/85 und SBV, der Monat 11/84. 
NZZ 17.9., 18.9., 25.10.1984 und 17.1., 9/10.3.1985. 
TA 17.9., 25.10.1984 und 17.1.1985. 
IMF-Survey, März 1985. 
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MITTELBESCHAFFUNG DER WELTBANK IM GESCHAEFTSJAHR 1985 (1) 
(in Millionen Schweizer Franken) 
OEFFENTLICHE ANGEBOTE 
Schweiz 
6,125 %ige, zehnjährige Anleihe, fällig 1994 200,0 
5,75 %ige, zehnjährige Anleihe, fällig 1994 1 50,0 
6 %ige, zehnjährige Anleihe, fällig 1995 200,0 
PLAZIERUNGEN BEI NOTENBANKEN UND REGIERUNGEN 
Schweiz 
5,5625 %ige Schuldscheine, fällig 1986 (Tranche I) 100,0 
5,625 %ige Schuldscheine, fällig 1987 (Tranche II) 100,0 
5,25 %ige Anleihe, fällig 1987-89 250,0 
5,875 %ige Anleihe, fällig 1988-90 200,0 
International (2) 
5,625 %ige, zweijährige Schuldscheine, fällig 1986 306,2 
5,25 %ige, zweijährige Schuldscheine, fällig 1986 100,5 
5,75 %ige, zweijährige Schuldscheine, fällig 1987 228,7 
SONSTIGE PLAZIERUNGEN 
Schweiz 
6 %ige Schuldscheine, fällig 1989 100,0 
6,0625 %ige Schuldscheine, fällig 1989 75,0 
6,4375 %iges Darlehen, fällig 1989 100,0 
5,625 %ige Schuldscheine, fällig 1987 (Tranche I) 100,0 
6 %ige Schuldscheine, fällig 1989 (Tranche II) 150,0 
6,75 %iges Darlehen, fällig 1988-93 69,0 
6,125 %ige Anleihe, fällit 1991 240,0 
6,625 %ige Schuldscheine, fällig 1989 350,0 
6,50 %iges Darlehen, fällig 1992 100,0 
6,25 %iges Darlehen, fällig 1990 80,0 
6 %ige Schuldscheine, fällif 1990 300,0 
6,30 %iges Darlehen, fällig 1991 76,0 
5,732 %iges Darlehen, fällig 1988 (Tranche I) 45,1 
6,13 %iges Darlehen, fällig 1991 (Tranche II) 55,2 
6,125 %iges Darlehen, fällig 1990 500,0 
6 %iges Darlehen, fällig 1989 100,0 
6,75 %iges Darlehen, fällig 1992 75,0 
5,50 %ige Schuldscheine, fällig 1991 300,0 
6,25 %iges Darlehen, fällig 1990 75,0 
6,0625 %iges Darlehen, fällig 1990 200,0 
Insgesamt : 4.925,7 
Siehe Anmerkungen S. 59. 
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Anmerkungen der Seite 58 : 
1. I.Juli 1984 bis 30. Juni 1985 
2. Diese Emissionen wurden bei Notenbanken, öffentlichen Organen und internationalen 
Organisationen plaziert. 
Quelle : Weltbank, Jahresbericht 1985. 
12.5. Allgemeine Kreditvereinbarungen und Zehnerklub 
Der Zehnerklub ist ein währungspolitisches Verhandlungsforum, in dem die 
USA, Grossbritannien, die BRD, Frankreich, Japan, Kanada, Ital ien, die Nie-
derlande, Belgien, Schweden und seit Apr i l 1984 auch die Schweiz zusam-
menarbeiten. 1961 haben diese reichsten und währungspolit isch wichtigsten 
Industrieländer die Allgemeinen Kreditvereinbarungen A K V zur Vermeidung 
einer Liquiditätskrise des IWF ins Leben gerufen. Die A K V wurden Ende 
1983 zum letzten Mal aufgestockt. Der Quotenanteil der Schweiz beträgt 
1,02 Mia SZR, d.h. rund 2,3 Mia Franken. 
Die Nationalbank ver t r i t t die Schweiz bei den A K V . Wichtige Grundsatzent-
scheide werden vom Bundesrat gefällt, welcher Vertreter an die Verhandlun-
gen delegieren kann (1). 
An der Sitzung des Zehnerklubs auf Ministerebene in Tok io im Juni 1985 
nahmen Bundesrat Stich sowie Nationalbankpräsident Languetin te i l . Thema 
der Tagung waren mögliche Verbesserungen des internationalen Währungs-
systems. Eine Rückkehr zu festen Wechselkursen wurde von allen Teilneh-
mern, einschliesslich der Schweiz, abgelehnt. 
In seinem Bericht über das Weltwährungssystem fordert der Zehnerklub eine 
strengere mult i laterale Aufs icht des IWF. 
Anmerkung 
1) Zu AKV und Zehnerklub vergleiche Jahrbuch Schweiz-Dritte Welt 1984 auf Seiten 
71/72 und Seiten 59/60. 
Quelle 
NZZ 21. Juni 1985 und 22./23. Juni 1985. 
12 .6. Bank für Internationalen Zahlungsausgleich 
Die Bank fü r Internationalen Zahlungsausgleich (BIZ) w i rd als Bank der 
westl ichen Notenbanken bezeichnet (1). Die Schweiz war 1930 Gründungs-
mitgl ied der BIZ. Der Präsident der Schweizerischen Nationalbank (SNB), 
aktuell Pierre Languetin, ist Mitgl ied des Verwaltungsrates der BIZ. 
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Hauptzweck der BIZ ist der Zahlungsausgleich auf mult i lateraler Ebene. Sie 
gewährt heute auch Nicht-Mitgl iedsländern, d.h. Entwicklungsländern, Kre-
di te. 
Im Jahre 1981 hatte sich die Schweiz mi t 150 Mio SZR an einem Kredit der 
Notenbanken an den IWF beteil igt. Im November 1984 wurde dieser Kredit 
vollständig zurückbezahlt. 
Im Apr i l 1984 räumten zahlreiche Notenbanken dem IWF über die BIZ 
einen speziellen, auf 12 Monate befristeten Bereitschaftskredit zur Finanzie-
rung von Ziehungen im Rahmen des sog. "erwei ter ten Zugangs" zu den IWF-
Mi t te ln ein. Daran beteiligte sich die Schweizerische Nationalbank mi t einer 
Substitutionszusage von 180 Mio SZR. Die Nationalbank hat die Frist zur 
Beanspruchung dieser Fazil i tät auf Wunsch des IWF bis Ende 1985 verlängert. 
Ende 1984 waren von den 180 Mio SZR 61,4 Mio beansprucht. 
Ausser dieser Kreditverlängerung machte die Schweizerische Nationalbank 
1984 keine neuen Substitutionszusagen an die B IZ . 
Ein Gesuch Argentiniens fü r eine Kreditzusage über die BIZ hat die Schwei-
zerische Nationalbank im Juni 1985 abgelehnt. 
Anmerkung 
1) Die BIZ hat die juristische Form einer Aktiengesellschaft, bei der die Aktionäre die 
Zentralbanken Europas (ausser Albanien, DDR, UdSSR) und die der USA, Kanadas, 
Japans, Australiens und Südafrikas sind. Den Entwicklungsländern tritt die BIZ oft 
als Treuhänderin der Industrieländer bei internationalen Finanzabkommen gegenüber. 
(Lexikon Dritte Welt 1980, Hrsg. Dieter Nohlen) 
Quellen 
BIZ, 55. Jahresbericht, Basel, Juni 1985. 
SNB, 77. Geschäftsbericht 1984. 
NZZ 24.5.1985. 
12.7. Umschuldungen im Rahmen des Pariser Klubs 
In der Berichtsperiode blieben zahlreiche Schuldnerländer unter den Ent-
wicklungsländern auf Schuldendiensterleichterungen aus Umschuldungsab-
kommen mi t privaten sowie staatlichen Gläubigern angewiesen. Staatlich 
oder staatlich garantierte Kredite werden mi t dem Pariser Klub verhandelt, 
ein informelles Gremium von Vertretern der Gläubigerstaaten, das die jewei-
lige Umschuldungsaktion koordin ier t . 
Detail l ierte Umschuldungskondit ionen, über die in der Regel keine of f iz ie l-
len Angaben gemacht werden, werden jeweils in den auf die Verhandlungen 
mi t dem Pariser Klub folgenden bilateralen Gesprächen zwischen Schuldner 
und Gläubigerstaat festgelegt. In diesem Sinne stellen die Umschuldungsbe-
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dingungen des Pariser Klubs Empfehlungen dar, an die sich die Gläubigerlän-
der bei den in jedem Fall notwendigen bilateralen Verträgen halten sollen. 
Meist f inden vor den Akt ionen des Pariser Klubs Umschuldungsverhandlun-
gen mi t den Handelsbanken statt. 
Der Pariser K lub knüp f t seine Umschuldungsbereitschaft in der Regel an die 
vorherige Gewährung eines IWF-Beistandskredites. 
Der Pariser K lub führ t kein eigenes Sekretariat und keine eigene Adresse, 
sondern stützt sich auf das Büro des "Trésor français" ab. Die Zusammen-
setzung des Pariser Klubs auf der Gläubigerseite ergibt sich jeweils im Einzel-
fal l aufgrund der Gläubigerposit ion gegenüber dem betroffenen Schuldner-
land. Die Schweiz n i m m t an den Umschuldungsverhandlungen te i l , wenn 
durch die Konsol idierung Bundeskredite oder Kredite mi t Bundesgarantie 
betrof fen sind und der Betrag über der fü r die Beteiligung festgelegten Gren-
ze liegt (in der Regel 1 Mio SZR, in Ausnahmefällen 0,5 Mio SZR). 
Jedes Jahr sind mehr Länder gezwungen, ihre Schulden vor dem Pariser Klub 
neu zu verhandeln. Die Regel, wonach nur Schulden aus einem Jahr umge-
schuldet werden, wurde in der Berichtsperiode häufig aufgegeben; der Pariser 
K lub legte vermehrt eine f lexible Haltung an den Tag und schuldete z.T. 
Fälligkeiten und Rückstände mehrerer Jahre um. Der Ausnahmecharakter, 
welchen die Umschuldungen im Rahmen des Pariser Klubs darstellen sollten, 
w i rd immer mehr in Frage gestellt, gibt es doch Länder, die schon beinahe 
regelmässig vor dem Pariser Klub ihre Schulden neu verhandeln. 
Ekuador wurden erstmals Fälligkeiten mehrer zukünft iger Jahre in einem 
Abkommen mi t dem Pariser Klub umgeschuldet. (Die Banken praktizieren 
solche Mehrjahresprotokolle bereits seit längerem.) Im Apr i l 1985 wurden 
Fälligkeiten der Jahre 1985, 1986 und 1987 konsol idiert . Die Zinsen wurden 
vom Abkommen nicht erfasst, was eine Ausnahme darstellt, denn in den 
letzten Jahren hat der Pariser K lub begonnen, die Zinsen ebenfalls in die Um-
schuldungsprotokol le aufzunehmen. Insgesamt betrug die Umschuldung 
170 Mio US-Dollar. Zusätzlich wurden Ekuador die Rückstände aus dem 
Jahr 1984 von rund 40 Mio US-Dollar umgeschuldet (1 ). Die Schweiz w i rd 
sich an der Umschuldung beteiligen. 
Mosambik. Im Oktober 1984 einigten sich die westl ichen Regierungsgläubiger 
und Mosambik auf eine Umschuldung in der Grössenordnung von 225 Mio 
US-Dollar. Dieses A b k o m m e n ist insofern ein Novum, als es das erstemal ist, 
dass einem IWF-Mitgl ied im Pariser Klub eine Umschuldung gewährt w i r d , 
ohne dass ein Stand-by-Abkommen mi t dem IWF vorliegt. Allerdings ist mi t 
einem IWF-Programm fü r das kommende Jahr zu rechnen. Mosambik wurde 
an der Jahresversammlung des IWF im September 1984 off iz iel l Mitgl ied des 
IWF und der Weltbank. Konsolidiert wurden alle bis Ende Juni 1984 aufge-
laufenen Rückstände sowie die Fälligkeiten und Zinsen fü r den Zei t raum Juli 
1984 bis Juni 1985 zu 95% (2). An der Umschuldung beteiligt sich die 
61 
Schweiz nicht, da der Schuldendienst gegenüber schweizerischen Gläubigern 
unter der fü r die Beteiligung festgelegten Mindestgrenze liegt (1 Mio SZR). 
Argent inien ersuchte den Pariser Klub um die Konsolidierung seiner Fällig-
keiten und Zinsen fü r 1985 (800 Mio US-Dollar) und die Rückstände der 
beiden Vorjahre (1,3 Mio US-Dollar). Erstere wurden zu 90% und letztere zu 
75% umgeschuldet. Die Schweiz ist mi t ca. 150 Mio Franken bet rof fen, je zur 
Hälfte aus Rückständen und aus Fäll igkeiten. Insgesamt betragen die Schwei-
zer Forderungen gegenüber Argentinien 350 — 500 Mio Franken (3). 
Jamaika schuldete im Juli 1984 im Rahmen des Pariser Klubs 135 Mio US-
Dollar um. Die Schweiz betrafen rund 1 Mio US-Dollar (4). 
Niger wurde 1984 erneut vor dem Pariser K lub vorstell ig, nachdem 1983 be-
reits fällige Niger-Kredite auf neun Jahre umgeschuldet worden waren. Im 
Dezember 1984 wurde ein weiteres Abkommen mi t dem Pariser Klub ge-
schlossen (5). 
Liberia schuldete vor dem Pariser Klub im Dezember 1984 90% seiner 
20-Mio-US-Dollar-Fäll igkeiten für 1 Jahr auf 10 Jahre u m , davon die ersten 
5 ti lgungsfrei (6). 
Senegal konnte im Januar 1985 etwa 100 Mio US-Dollar an Fälligkeiten fü r 
die Periode Juni 1984 — Juni 1986 umschulden (7). 
Im März 1985 gewährte der Pariser Klub Somalia ein Schuldenmorator ium 
über Rückstände und Fälligkeiten aus mi t te l - und langfristigen Krediten fü r 
die Jahre 1984 und 1985 in der Höhe von über 100 Mio US-Dollar. Als No-
vum angesichts der schwierigen Liquiditätssituat ion Somalias wurden auch 
noch Ende 1984 fäll ig gewesene kurzfrist ige Schulden in der Höhe von 13 
Mio US-Dollar konsol idiert (8). 
Costa Rica schuldete im Rahmen des Pariser Klubs Rückstände aus dem 
Jahre 1984 sowie Fälligkeiten und Zinsen fü r 1985 und 1986 u m , insgesamt 
rund 250 Mio US-Dollar. Die Schweiz hat gegenüber Costa Rica nur geringe 
Forderungen (9). 
Mauretanien schuldete im Mai 1985 etwa 50 Mio US-Dollar um (10). 
Madagaskar verhandelte im Mai 1985 zum wiederholten Mal m i t dem Pariser 
K lub. Rund 150 US-Dollar an Fälligkeiten bis März 1986 wurden zu 100% 
umgeschuldet. Die Schweiz gehört auch zu den Geberländern Madagaskars (11). 
Die Dominikanische Republ ik verhandelte ebenfalls erfolgreich mi t dem 
Pariser K lub. Ueber das Abkommen vom Mai 1985 wurden keine Details 
bekannt (12). 
Zaire verhandelte im Mai 1985 bereits das siebte Umschuldungsprotokol l mi t 
dem Pariser K lub. Es kam lediglich zu einer Paraphierung; ein definit ives Ab-
kommen über Fälligkeiten in Höhe von 300 bis 500 Mio US-Dollar kann erst 
Zustandekommen, wenn der IWF sich mi t Zaire über einen weiteren Stand-
by-Kredi t einigen w i rd (13). 
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Dem westafrikanischen Staat Togo wurde im Juni 1985 zum fünf tenmal vom 
Pariser Klub eine Konsolidierung seiner Schulden gewährt. Umgeschuldet 
wurden 95% seiner Fälligkeiten bis Apr i l 1986. Rund ein Dri t te l des Um-
schuldungsbetrages entfäl l t auf die Schweiz, welche nach Frankreich Togos 
zweitwichtigster Gläubigerstaat ist (14). 
An den Umschuldungsverhandlungen mi t Mosambik, Niger, Liberia, Somalia, 
Costa Rica, Mauretanien, der Dominikanischen Republik und Zaire beteiligte 
sich die Schweiz nicht , wei l der Mindestbetrag von 1 Mio SZR an Schulden-
dienst nicht erreicht war. 
Sonderfal l Jugoslawien: Jugoslawien führ t die Verhandlungen mi t seinen 
westlichen Regierungsgläubigern nicht im Rahmen des Pariser Klubs, sondern 
verhandelt mi t den sog. "Freunden Jugoslawiens". Es gelten jedoch die Spiel-
regeln des Pariser Klubs. Die Schweiz übern immt die Rolle des Koordinators. 
Jugoslawien schuldet seinen staatlichen Gläubigern insgesamt rund 2,9 Mia 
US-Dollar. Bei der letzten Umschuldung wählten die Gläubigerländerdas 
zweistufige Vorgehen, zuerst Paraphierung, dann Unterzeichnung. Für 1 Mia 
US-Dollar an Fälligkeiten von Januar 1985 bis Mai 1986 wurde im März 
1985 ein Umschuldungsprotokol l paraphiert, das im Mai def ini t iv unterzeich-
net wurde. Der Schweizer Ante i l beträgt rund 30 Mio US-Dollar, das bilate-
rale Abkommen Schweiz-Jugoslawien ist noch in Verhandlung (15). 
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